
Nr. 91 Leitlinien für den Umgang mit sexuellem Miss-
brauch Minderjähriger und erwachsener Schutz-
befohlener durch Kleriker, Ordensangehörige und 
andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Be-
reich der Deutschen Bischofskonferenz

A. EINFÜHRUNG

Grundsätzliches

1. In ihrer Verantwortung für den Schutz der Würde und In-
tegrität junger Menschen und erwachsener Schutzbefohlener
haben sich die deutschen Bischöfe auf die folgenden Leitlinien
verständigt. Sie schreiben damit die Leitlinien von 2002 und
2010 fort und berücksichtigen die Vorgaben, die die Kongre-

gation für die Glaubenslehre in ihrem Rundschreiben an die
Bischofskonferenzen vom 3. Mai 2011 gemacht hat.1

Opfer sexuellen Missbrauchs bedürfen besonderer Achtsam-
keit. Sie müssen vor weiterer sexueller Gewalt geschützt wer-
den. Ihnen und ihren Angehörigen müssen bei der Aufarbei-
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In dieser Sonderausgabe des Amtsblattes des Erzbistums Köln werden die vom Ständigen Rat der Deutschen Bischofskonferenz am
26.08.2013 in Würzburg beschlossenen „Leitlinien für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und erwachsener Schutzbe-
fohlener durch Kleriker, Ordensangehörige und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz“ und
die „Rahmenordnung zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und erwachsenen Schutzbefohlenen im Bereich der
Deutschen Bischofskonferenz“ veröffentlicht. Es handelt sich um überarbeitete Fortschreibungen der bisherigen Leitlinien und Rahmenord-
nung, die 2010 ad experimentum für drei Jahre in Kraft gesetzt wurden. 

Die in den Leitlinien und der Rahmenordnung geforderten, von den Diözesanbischöfen für ihre jeweilige Diözese zu erlassenden Regelun-
gen wurden in der „Ordnung zum Umgang mit Hinweisen auf sexuellen Missbrauch an Minderjährigen und an schutz- oder hilfebedürf-
tigen Erwachsenen durch Kleriker, Ordensangehörige oder Laien und Ehrenamtliche im pastoralen oder kirchlichen Dienst des Erzbistums
Köln (Verfahrensordnung Missbrauch) und in der „Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz-
oder hilfebedürftigen Erwachsenen (Präventionsordnung)“ getroffen. Zur Präventionsordnung wurden weitere Ausführungsbestimmungen
erlassen. 

1 Die Kongregation für die Glaubenslehre hat am 5. April 2013 mitgeteilt, dass
Papst Franziskus der Kongregation aufgetragen hat, den von Papst Benedikt XVI.
eingeschlagenen Kurs weiterzuverfolgen und im Hinblick auf die Fälle von se-
xuellem Missbrauch entschlossen vorzugehen; das heißt vor allem die Maßnah-
men zum Schutz der Minderjährigen, die Hilfe für die, die in der Vergangenheit
Opfer derartiger Übergriffe geworden sind, das angemessene Vorgehen gegen die
Schuldigen und den Beitrag der Bischofskonferenzen hinsichtlich der Formulie-
rung und Umsetzung der nötigen Weisungen in diesem für das Zeugnis und die
Glaubwürdigkeit der Kirche so wichtigen Bereich voranzubringen.
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tung von Missbrauchserfahrungen Unterstützung und Beglei-
tung angeboten werden. Sexueller Missbrauch, vor allem an
Kindern und Jugendlichen sowie an erwachsenen Schutzbe-
fohlenen ist eine verabscheuungswürdige Tat. Gerade wenn
Kleriker, Ordensangehörige2 oder sonstige Mitarbeiterinnen
bzw. Mitarbeiter der Kirche solche begehen3, erschüttert dies
nicht selten bei den Opfern und ihren Angehörigen – neben
den möglichen schweren psychischen Schädigungen – zugleich
auch das Grundvertrauen in Gott und die Menschen. Die Tä-
ter fügen der Glaubwürdigkeit der Kirche und ihrer Sendung
schweren Schaden zu.4 Es ist ihre Pflicht, sich ihrer Verantwor-
tung zu stellen.5

Die Leitlinien sollen eine abgestimmte Vorgehensweise im Be-
reich der Deutschen Bischofskonferenz gewährleisten. Sie sind
Grundlage für die von den Diözesanbischöfen für ihre jeweili-
ge Diözese zu erlassenden Regelungen. Katholische Rechtsträ-
ger, die nicht in diözesaner Zuständigkeit stehen, sollen vom
(Erz-)Bistum nur dann als förderungswürdig anerkannt wer-
den, wenn sie sich zur Anwendung der Leitlinien oder der je-
weiligen diözesanen Regelungen verpflichtet haben. Sofern ei-
gene Regelungen vorliegen, müssen diese von der zuständigen
Stelle als gleichwertige Regelungen anerkannt werden.

Die Leitlinien gelten auch für karitative Rechtsträger, für die
gemäß dem Motu Proprio „Intima Ecclesiae natura“ vom 
11. November 2012 der Bischof Letztverantwortung ausübt. 

Die Regelungen des weltlichen und kirchlichen Arbeits- und
Datenschutzrechts bleiben unberührt. 

Soweit die Leitlinien datenschutzrechtlich nichts anderes re-
geln, gilt die Anordnung über den kirchlichen Datenschutz
(KDO). Nähere Regelungen zum Umgang mit personenbezo-
genen Daten in Protokollen und sonstigen Unterlagen erlässt
der Ordinarius.

Der Begriff des „sexuellen Missbrauchs“ 
im Sinne der Leitlinien

2. Diese Leitlinien berücksichtigen die Bestimmungen sowohl
des kirchlichen wie auch des weltlichen Rechts. Der Begriff se-
xueller Missbrauch im Sinne dieser Leitlinien umfasst strafbare
sexualbezogene Handlungen. Die Leitlinien beziehen sich so-
mit

• sowohl auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt sowie
weitere sexualbezogene Straftaten des Strafgesetzbuchs
(StGB)

• als auch auf solche nach can. 1395 § 2 CIC in Verbindung
mit Art. 6 § 1 SST6, nach can. 1387 CIC in Verbindung
mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch nach can. 1378 § 1 CIC
in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 1 SST, soweit sie an
Minderjährigen oder Personen begangen werden, deren
Vernunftgebrauch habituell eingeschränkt ist (Art. 6 § 1
n. 1 SST).

Zusätzlich finden sie unter Berücksichtigung der Besonderhei-
ten des Einzelfalls Anwendung bei Handlungen unterhalb der
Schwelle der Strafbarkeit, die im pastoralen oder erzieheri-
schen sowie im betreuenden oder pflegerischen Umgang mit
Kindern und Jugendlichen und erwachsenen Schutzbefohle-
nen eine Grenzverletzung oder einen sonstigen sexuellen Über-
griff darstellen. 

Sie betreffen alle Verhaltens- und Umgangsweisen mit sexuel-
lem Bezug gegenüber Minderjährigen und erwachsenen
Schutzbefohlenen, die mit vermeintlicher Einwilligung, ohne
Einwilligung oder gegen den ausdrücklichen Willen erfolgen.
Dies umfasst auch alle Handlungen zur Vorbereitung, Durch-
führung und Geheimhaltung sexualisierter Gewalt.

Den seitens der Kirche Handelnden muss daher stets bewusst
sein, dass es bezüglich der hier zu berücksichtigenden strafba-
ren Handlungen in den beiden Rechtsbereichen unterschiedli-
che Betrachtungsweisen geben kann (zum Beispiel bzgl. des
Kreises der betroffenen Personen, des Alters des Opfers, der
Verjährungsfrist). Den Bestimmungen beider Rechtsbereiche
ist zu entsprechen. Maßgeblich für das kirchliche Vorgehen
sind die zum Zeitpunkt des Untersuchungsbeginns geltenden
Verfahrensregeln, unabhängig davon, wie lange der sexuelle
Missbrauch zurückliegt.

3. Erwachsene Schutzbefohlene im Sinne dieser Leitlinien
sind behinderte, gebrechliche oder kranke Personen gegenüber
denen Kleriker, Ordensangehörige und andere Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter eine besondere Sorgepflicht haben, weil
sie ihrer Fürsorge oder Obhut anvertraut sind und bei denen
aufgrund ihrer Schutz- und Hilfebedüftigkeit eine besondere
Gefährdung gemäß Leitlinie Nr. 2 besteht.

B. ZUSTÄNDIGKEITEN

Ernennung von Ansprechpersonen und Einrichtung 
eines Beraterstabs

4. Der Diözesanbischof beauftragt mindestens zwei geeignete
Personen als Ansprechpersonen für Hinweise auf tatsächliche
Anhaltspunkte für den Verdacht eines sexuellen Missbrauchs
an Minderjährigen sowie an erwachsenen Schutzbefohlenen
durch Kleriker oder andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
im kirchlichen Dienst. 

Es empfiehlt sich, darauf zu achten, dass sowohl eine Frau als
auch ein Mann benannt werden.

2 Unter Ordensangehörige werden im weiteren Verlauf die Mitglieder der Institute
des geweihten Lebens und Gesellschaften des apostolischen Lebens verstanden
(vgl. cann. 573 bis 746 CIC).

3 Vgl. Erklärung der Deutschen Bischofskonferenz bei ihrer Frühjahrs-Vollver-
sammlung in Freiburg vom 22. bis 25. Februar 2010 anlässlich der Aufdeckung
von Fällen sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen im kirchlichen Bereich.

4 Vgl. Papst Benedikt XVI., Ansprache an die Bischöfe von Irland anlässlich ihres
„Ad-limina“-Besuches, 28. Oktober 2006, 4. Absatz; ders. im Gespräch mit Pe-
ter Seewald im Interview-Buch „Licht der Welt“ vom Oktober 2010: „Es ist eine
besonders schwere Sünde, wenn jemand, der eigentlich den Menschen zu Gott
helfen soll, dem sich ein Kind, ein junger Mensch anvertraut, um den Herrn zu
finden, ihn stattdessen missbraucht und vom Herrn wegführt. Dadurch wird der
Glaube als solcher unglaubwürdig, kann sich die Kirche nicht mehr glaubhaft als
Verkünderin des Herrn darstellen.“ (S. 42).

5 Vgl. Papst Benedikt XVI., Hirtenbrief des Heiligen Vaters an die Katholiken in
Irland vom 19. März 2010, Nr. 7: „Ihr [die Ihr Kinder missbraucht habt] habt
das Vertrauen, das von unschuldigen jungen Menschen und ihren Familien in
Euch gesetzt wurde, verraten und Ihr müsst Euch vor dem allmächtigen Gott
und vor den zuständigen Gerichten dafür verantworten. … Ich mahne Euch, Eu-
er Gewissen zu erforschen, Verantwortung für die begangenen Sünden zu über-
nehmen und demütig Euer Bedauern auszudrücken. … Gottes Gerechtigkeit
ruft uns dazu auf, Rechenschaft über unsere Taten abzulegen und nichts zu ver-
heimlichen. Erkennt Eure Schuld öffentlich an, unterwerft Euch der Rechtspre-
chung, aber verzweifelt nicht an der Barmherzigkeit Gottes.“ 

6 Papst Johannes Paul II., Apostolisches Schreiben motu proprio datae Sacramen-
torum sanctitatis tutela [SST] vom 30. April 2001. Der in diesem Schreiben an-
gekündigte normative Teil liegt in seiner geltenden Form als Normae de delictis
Congregationi pro Doctrina Fidei reservatis seu Normae de delictis contra fidem nec-
non de gravioribus delictis vom 21. Mai 2010 vor. [Diese Normen werden zitiert
unter Nennung des entsprechenden Artikels und unter Zufügung des Kürzels für
das Bezugsdokument: SST.]



5. Die beauftragten Ansprechpersonen sollen keine Mitarbei-
terinnen oder Mitarbeiter des (Erz-)Bistums im aktiven Dienst
sein. 

6. Name und Anschrift der beauftragten Ansprechpersonen
werden auf geeignete Weise bekannt gemacht, insbesondere im
Amtsblatt und auf der Internetseite des Bistums.

7. Der Diözesanbischof richtet zur Beratung in Fragen des
Umgangs mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und er-
wachsenen Schutzbefohlenen einen ständigen Beraterstab ein.
Diesem gehören neben den beauftragten Ansprechpersonen
insbesondere Frauen und Männer mit psychiatrisch-psycho-
therapeutischem, pastoralem sowie juristischem7 und kirchen-
rechtlichem Sachverstand und fundierter fachlicher Erfahrung
und Kompetenz in der Arbeit mit Opfern sexuellen Miss-
brauchs an. Dem Beraterstab können auch Personen angehö-
ren, die im kirchlichen Dienst beschäftigt sind. Im Einzelfall
können weitere fachlich geeignete Personen hinzugezogen wer-
den.

8. Mehrere Diözesanbischöfe können gemeinsam einen inter-
diözesanen Beraterstab einrichten.

9. Die Verantwortung des Diözesanbischofs bleibt unberührt.

Entgegennahme von Hinweisen und Information 
des Ordinarius

10. Die beauftragten Ansprechpersonen nehmen Hinweise
auf sexuellen Missbrauch an Minderjährigen und erwachsenen
Schutzbefohlenen durch Kleriker, Ordensangehörige oder an-
dere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst
entgegen und nehmen eine erste Bewertung der Hinweise auf
ihre Plausibilität und im Hinblick auf das weitere Vorgehen
vor. 

11. Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirchlichen
Dienst haben schnellstmöglich die zuständige Person der Lei-
tungsebene der Institution, bei der sie beschäftigt sind, über
diesbezügliche Sachverhalte und Hinweise, die ihnen zur
Kenntnis gelangt sind, zu informieren. Sie können sich aber
auch direkt an die beauftragten Ansprechpersonen wenden.
Unter Wahrung der Bestimmungen über das Beichtgeheimnis
(vgl. cann. 983 und 984 CIC8) besteht im Rahmen von seel-
sorglichen Gesprächen die Pflicht zur Weiterleitung an eine
der beauftragten Ansprechpersonen immer dann, wenn Gefahr
für Leib und Leben droht sowie wenn weitere mutmaßliche
Opfer betroffen sein könnten. Hierbei sind die Bestimmungen
des § 203 StGB zu beachten. Etwaige gesetzliche Verschwie-
genheitspflichten oder Mitteilungspflichten gegenüber staat-
lichen Stellen (zum Beispiel Jugendamt, Schulaufsicht) sowie
gegenüber Dienstvorgesetzten bleiben hiervon unberührt.

12. Anonyme Hinweise sind dann zu beachten, wenn sie tat-
sächliche Anhaltspunkte für Ermittlungen beinhalten.

13. Der Ordinarius wird unabhängig von den Plausibilitäts-
abwägungen von den beauftragten Ansprechpersonen unver-
züglich informiert (vgl. Leitlinie Nr. 10). Dies gilt auch für die
zuständige Person der Leitungsebene (vgl. Leitlinie Nr. 11).
Der Ordinarius hat dafür Sorge zu tragen, dass andere infor-
miert werden, die für die beschuldigte Person eine besondere 

Verantwortung tragen: bei Klerikern, die einer anderen Diöze-
se oder einem anderen Inkardinationsverband angehören, der
Inkardinationsordinarius; bei Ordensangehörigen der zustän-
dige Höhere Ordensobere.

Zuständigkeiten im weiteren Verlauf

14. Für das weitere Verfahren können im Hinblick auf Kleri-
ker zuständig sein: der Ortsordinarius des Wohnsitzes der be-
schuldigten Person (vgl. can. 1408 CIC) oder der Ortsordina-
rius des Ortes, an dem die Straftat begangen worden ist (vgl.
can. 1412 CIC) oder der Inkardinationsordinarius der be-
schuldigten Person. Der erstinformierte Ordinarius trägt dafür
Sorge, dass eine Entscheidung über die Zuständigkeit für das
weitere Verfahren zeitnah getroffen wird.

15. Für Ordensangehörige, die im bischöflichen Auftrag tätig
sind, ist der Diözesanbischof zuständig, der diesen Auftrag er-
teilt hat, unbeschadet der Verantwortung des Höheren Or-
densoberen. Soweit die Ordensangehörigen nicht mehr im bi-
schöflichen Auftrag tätig sind, unterstützt der Diözesanbischof
den Höheren Ordensoberen.

16. In anderen Fällen liegt die Zuständigkeit bei den jeweili-
gen Höheren Ordensoberen. Ihnen wird dringend nahegelegt,
den örtlich betroffenen Diözesanbischof über tatsächliche An-
haltspunkte für den Verdacht eines sexuellen Missbrauchs an
Minderjährigen oder erwachsenen Schutzbefohlenen in ihrem
Verantwortungsbereich sowie über die eingeleiteten Schritte zu
informieren (vgl. Leitlinie Nr. 29).

C. VORGEHEN NACH KENNTNISNAHME 
EINES HINWEISES

Gespräch mit dem mutmaßlichen Opfer

17. Wenn ein mutmaßliches Opfer (ggf. seine Eltern oder
Personensorgeberechtigten) über einen Verdacht des sexuellen
Missbrauchs informieren möchte, vereinbart eine der beauf-
tragten Ansprechpersonen ein Gespräch. In Abstimmung mit
dem Ordinarius kann die beauftragte Ansprechperson eine
weitere Person hinzuziehen. Das mutmaßliche Opfer (ggf. sei-
ne Eltern oder Personensorgeberechtigten) kann zu dem Ge-
spräch eine Person des Vertrauens hinzuziehen. Auf die Ver-
pflichtung, einen Missbrauchsverdacht nach den Vorschriften
der Leitlinien Nrn. 29 und 30 den Strafverfolgungs- und an-
deren zuständigen Behörden weiterzuleiten, ist zu Beginn des
Gesprächs hinzuweisen. Ebenso ist in geeigneter Weise auf die
Tragweite der Beschuldigung hinzuweisen.

18. Dem Schutz des mutmaßlichen Opfers und dem Schutz
vor öffentlicher Preisgabe von Informationen, die vertraulich
gegeben werden, wird besondere Beachtung beigemessen. 

19. Das Gespräch, bei dem auch die Personalien möglichst
vollständig aufzunehmen sind, wird protokolliert. Das Proto-
koll ist von allen Anwesenden zu unterzeichnen. 

20. Das mutmaßliche Opfer (ggf. seine Eltern bzw. Personen-
sorgeberechtigten) wird zu einer eigenen Anzeige bei den Straf-
verfolgungsbehörden ermutigt.

21. Der Ordinarius wird über das Ergebnis des Gesprächs in-
formiert.
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7 Für den Fall, dass eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter im kirchlichen Dienst
betroffen ist, ist arbeitsrechtlicher Sachverstand zu gewährleisten.

8 Vgl. auch can. 1388 § 1 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 5 SST.
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Anhörung der beschuldigten Person

22. Sofern dadurch die Aufklärung des Sachverhalts nicht ge-
fährdet und die Ermittlungsarbeit der Strafverfolgungsbehör-
den nicht behindert werden, hört ein Vertreter des Ordinarius
bzw. des Dienstgebers unter Hinzuziehung eines Juristen 
– eventuell in Anwesenheit der beauftragten Ansprechperson –
die beschuldigte Person zu den Vorwürfen an. Der Schutz des
mutmaßlichen Opfers muss in jedem Fall sichergestellt sein,
bevor das Gespräch stattfindet. In den Fällen, bei denen se-
xueller Missbrauch mit einer Straftat gegen die Heiligkeit des
Bußsakramentes (vgl. Art. 4 SST) verbunden ist, darf der Na-
me des mutmaßlichen Opfers nur mit dessen ausdrücklicher
Zustimmung der beschuldigten Person genannt werden (vgl.
Art. 24 § 1 SST).

23. Die beschuldigte Person kann eine Person ihres Vertrau-
ens hinzuziehen. 

24. Die beschuldigte Person wird über die Möglichkeit der
Aussageverweigerung informiert (vgl. can. 1728 § 2 CIC).
Wenn Priester beschuldigt werden, sind sie darauf hinzuwei-
sen, dass sie unter allen Umständen verpflichtet sind, das
Beichtgeheimnis zu wahren (vgl. cann. 983 und 984 CIC9).

25. Auf die Verpflichtung, einen Missbrauchsverdacht nach
den Vorschriften der Leitlinien Nr. 29 den Strafverfolgungs-
und anderen zuständigen Behörden weiterzuleiten, ist hinzu-
weisen. Die beschuldigte Person wird über die Möglichkeit zur
Selbstanzeige bei den Strafverfolgungsbehörden informiert.

26. Das Gespräch wird protokolliert. Das Protokoll ist von al-
len Anwesenden zu unterzeichnen. 

27. Der Ordinarius wird über das Ergebnis des Gespräches in-
formiert.

28. Auch der beschuldigten Person gegenüber besteht die
Pflicht zur Fürsorge. Sie steht – unbeschadet erforderlicher un-
mittelbarer Maßnahmen – bis zum Erweis des Gegenteils un-
ter Unschuldsvermutung.

Zusammenarbeit mit den staatlichen Strafverfolgungs- und
anderen zuständigen Behörden

29. Sobald tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht einer
Straftat nach dem 13. Abschnitt oder weiterer sexualbezoge-
ner Straftaten des Strafgesetzbuchs (StGB) an Minderjährigen
oder erwachsenen Schutzbefohlenen vorliegen, leitet ein Ver-
treter des Ordinarius die Informationen an die staatliche Straf-
verfolgungsbehörde und – soweit rechtlich geboten – an ande-
re zuständige Behörden (z. B. Jugendamt, Schulaufsicht) wei-
ter. Rechtliche Verpflichtungen anderer kirchlicher Organe
bleiben unberührt.

30. Die Pflicht zur Weiterleitung der Informationen an die
Strafverfolgungsbehörde entfällt nur ausnahmsweise, wenn
dies dem ausdrücklichen Willen des mutmaßlichen Opfers
(bzw. dessen Eltern oder Personensorgeberechtigten) ent-
spricht und der Verzicht auf eine Mitteilung rechtlich zulässig
ist. In jedem Fall sind die Strafverfolgungsbehörden einzu-
schalten, wenn weitere Gefährdungen zu befürchten sind oder
weitere mutmaßliche Opfer ein Interesse an der strafrecht-
lichen Verfolgung der Taten haben könnten.

31. Die Gründe für den Verzicht auf eine Mitteilung bedürfen
einer genauen Dokumentation, die von dem mutmaßlichen
Opfer (ggf. seinen Eltern beziehungsweise Personensorgebe-
rechtigten) zu unterzeichnen ist.

Kirchenrechtliche Voruntersuchung gemäß 
can. 1717 § 1 CIC

32. Im Falle, dass wenigstens wahrscheinlich eine Straftat ei-
nes Klerikers vorliegt, leitet der Ordinarius gemäß can. 1717 
§ 1 CIC per Dekret eine kirchenrechtliche Voruntersuchung
ein und benennt den Voruntersuchungsführer. Der Vorunter-
suchungsführer führt die Anhörung der beschuldigten Person
unter Beachtung der Leitlinien Nrn. 22 bis 29. Besteht die Ge-
fahr, dass die Ermittlungsarbeit der Strafverfolgungsbehörden
behindert wird, muss die kirchenrechtliche Voruntersuchung
ausgesetzt werden.

33. Das Ergebnis der kirchenrechtlichen Voruntersuchung
fasst der Voruntersuchungsführer in einem Bericht an den Or-
dinarius zusammen. Die Voruntersuchungsakten sind gemäß
can. 1719 CIC zu verwahren.

34. Bestätigt die kirchenrechtliche Voruntersuchung den Ver-
dacht sexuellen Missbrauchs, informiert der Ordinarius gemäß
Art. 16 SST die Kongregation für die Glaubenslehre, und zwar
in allen Fällen, die nach dem 30. April 2001 zur Anzeige ge-
bracht worden sind, und insofern der Beschuldigte noch am
Leben ist, unabhängig davon, ob die kanonische Strafklage
durch Verjährung erloschen ist oder nicht. Diese Information
geschieht unter Verwendung eines Formblattes der Kongrega-
tion, unter Übersendung einer Kopie der Voruntersuchungs-
akten und unter Beifügung eines Votums des Ordinarius sowie
einer Stellungnahme des Beschuldigten. Allein Sache der Kon-
gregation ist es zu entscheiden, wie weiter vorzugehen ist: ob
sie gegebenenfalls die Verjährung aufhebt (Art. 7 § 1 SST), ob
sie die Sache an sich zieht (vgl. Art. 21 § 2 n. 2 SST), ob die
Entscheidung mittels eines gerichtlichen (Art. 21 § 1 SST)
oder eines außergerichtlichen Strafverfahrens auf dem Verwal-
tungswege (Art. 21 § 2 n. 1 SST) getroffen werden soll.

35. Eine ähnliche Vorgehensweise wie in Leitlinie Nrn. 32 bis
33 ist bei Ordensangehörigen gemäß can. 695 § 2 CIC gebo-
ten, unabhängig davon, ob es sich bei ihnen um Kleriker han-
delt. Dafür ist zuständig der Höhere Ordensobere.

Maßnahmen bis zur Aufklärung des Falls

36. Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht eines
sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen oder erwachsenen
Schutzbefohlenen vor, entscheidet der Ordinarius über das
weitere Vorgehen unter Berücksichtigung der kirchen- und ar-
beitsrechtlichen Bestimmungen.

Im Falle von Klerikern kann er gemäß Art. 19 SST konkrete,
in can. 1722 CIC aufgeführte Maßnahmen verfügen (zum
Beispiel Freistellung vom Dienst; Fernhalten vom Dienstort
bzw. Arbeitsplatz; Fernhalten von Tätigkeiten, bei denen Min-
derjährige gefährdet werden könnten).

37. Soweit der Ordinarius nicht eine andere geeignete Person
benennt, unterrichtet er die beauftragte Ansprechperson über
die beschlossenen Maßnahmen und den jeweiligen Stand der
Umsetzung, damit diese das mutmaßliche Opfer (ggf. seine El-
tern bzw. Personensorgeberechtigten) davon in Kenntnis set-
zen kann.9 Vgl. auch Art. 24 § 3 SST; can. 1388 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 5 SST.
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38. Soweit für den staatlichen Bereich darüber hinausgehende
Regelungen gelten, finden diese entsprechende Anwendung.

Vorgehen bei nach staatlichem Recht nicht aufgeklärten 
Fällen

39. Wenn der Verdacht des sexuellen Missbrauchs nach staat-
lichem Recht nicht aufgeklärt wird, zum Beispiel weil Verjäh-
rung eingetreten ist, jedoch tatsächliche Anhaltspunkte beste-
hen, die die Annahme eines sexuellen Missbrauchs an Minder-
jährigen oder erwachsenen Schutzbefohlenen rechtfertigen,
sollen sich die zuständigen kirchlichen Stellen im Rahmen ih-
rer Möglichkeiten selbst um Aufklärung bemühen. Die Leitli-
nien Nrn. 36 und 37 gelten entsprechend; bei Klerikern bis zu
einer Entscheidung der Kongregation für die Glaubenslehre. 

40. Dabei können auch ein forensisch-psychiatrisches Gut-
achten zur beschuldigten Person und ggf. auch ein Glaubhaf-
tigkeitsgutachten zur Aussage des mutmaßlichen Opfers einge-
holt werden.

Maßnahmen im Falle einer fälschlichen Beschuldigung

41. Erweist sich eine Beschuldigung oder ein Verdacht als un-
begründet, ist dies durch den Ordinarius im Abschlussdekret
der kirchenrechtlichen Voruntersuchung festzuhalten. Dieses
Dekret ist zusammen mit den Untersuchungsakten gemäß
can. 1719 CIC zu verwahren.

42. Es ist Aufgabe des Ordinarius, den guten Ruf einer fälsch-
lich beschuldigten oder verdächtigten Person durch geeignete
Maßnahmen wiederherzustellen (vgl. can. 1717 § 2 CIC bzw.
can. 220 CIC).

D. HILFEN

Hilfen für das Opfer

43. Dem Opfer und seinen Angehörigen werden Hilfen ange-
boten oder vermittelt. Die Hilfsangebote orientieren sich an
dem jeweiligen Einzelfall. Zu den Hilfsangeboten gehören
seelsorgliche und therapeutische Hilfen. Das Opfer kann Hilfe
nichtkirchlicher Einrichtungen in Anspruch nehmen. Diese
Möglichkeit besteht auch, wenn der Fall verjährt oder die be-
schuldigte Person verstorben ist. Unabhängig davon können
Opfer „Leistungen in Anerkennung des Leids, das Opfern se-
xuellen Missbrauchs zugefügt wurde“ über die beauftragten
Ansprechpersonen beantragen.

44. Für die Entscheidung über die Gewährung von konkreten
Hilfen ist der Ordinarius zuständig; für selbstständige kirchli-
che Einrichtungen der Träger.

45. Bei der Gewährung von Hilfen für ein Missbrauchsopfer
ist ggf. eng mit dem zuständigen Jugendamt oder anderen
Fachstellen zusammenzuarbeiten.

Hilfen für betroffene kirchliche Einrichtungen, 
Dekanate und Pfarreien

46. Die zuständigen Personen der betroffenen kirchlichen
Einrichtungen, Dekanate und Pfarreien werden von dem Or-
dinarius über den Stand eines laufenden Verfahrens informiert.
Sie und ihre Einrichtungen bzw. Dekanate und Pfarreien kön-
nen Unterstützung erhalten, um die mit dem Verfahren und
der Aufarbeitung zusammenhängenden Belastungen bewälti-
gen zu können.

E. KONSEQUENZEN FÜR DEN TÄTER 

47. Gegen im kirchlichen Dienst Tätige, die Minderjährige
oder erwachsene Schutzbefohlene sexuell missbraucht haben,
wird im Einklang mit den jeweiligen staatlichen und kirch-
lichen dienst- oder arbeitsrechtlichen Regelungen vorgegan-
gen.

48. Die betreffende Person wird nicht in der Arbeit mit Kin-
dern, Jugendlichen und erwachsenen Schutzbefohlenen im
kirchlichen Bereich eingesetzt.

49. Über die betreffende Person wird ein forensisch-psychia-
trisches Gutachten zur Risikoabschätzung eingeholt. Täter, bei
denen eine behandelbare psychische Störung vorliegt, sollen
sich einer Therapie unterziehen. 

50. Die Rückkehr eines Klerikers in den Seelsorgedienst ist 
– unter Beachtung der gegen ihn verhängten Strafen – auszu-
schließen, wenn dieser Dienst eine Gefahr für Minderjährige
oder erwachsene Schutzbefohlene darstellt oder ein Ärgernis
hervorruft.10 Diese Maßnahme kann auch dann ergriffen wer-
den, wenn die Tat verjährt ist.

51. Es obliegt dem Ordinarius, dafür Sorge zu tragen, dass die
von ihm verfügten Beschränkungen oder Auflagen eingehalten
werden. Das gilt bei Klerikern auch für die Zeit des Ruhe-
stands.

52. Bei einem des sexuellen Missbrauchs gemäß can. 1395 
§ 2 CIC überführten Mitglieds einer Ordensgemeinschaft ist
gemäß can. 695 § 1 CIC vorzugehen.

53. Wird ein Kleriker oder Ordensangehöriger, der strafbare
sexualbezogene Handlungen im Sinne dieser Leitlinien (vgl.
Leitlinie Nr. 2) begangen hat, innerhalb der Diözese versetzt
und erhält er einen neuen Dienstvorgesetzten, wird dieser über
die besondere Problematik und eventuelle Auflagen unter Be-
achtung der gesetzlichen Vorschriften schriftlich informiert.
Bei Versetzung oder Verlegung des Wohnsitzes in eine andere
Diözese wird der Diözesanbischof bzw. der Ordensobere, in
dessen Jurisdiktionsbereich der Täter sich künftig aufhält, ent-
sprechend der vorstehenden Regelung in Kenntnis gesetzt.
Gleiches gilt gegenüber einem neuen kirchlichen Dienstvorge-
setzen und auch dann, wenn der sexuelle Missbrauch nach
Versetzung bzw. Verlegung des Wohnsitzes sowie nach dem
Eintritt in den Ruhestand bekannt wird. Bei Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern im kirchlichen Dienst, die ihren Arbeitsbe-
reich beim selben Rechtsträger wechseln, ist der neue Fachvor-
gesetzte unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften in ge-
eigneter Weise zu informieren. Diese Informationspflicht gilt
auch für die nicht strafbaren sexualbezogenen Handlungen,
die in Leitlinie Nr. 2 genannt sind.

F. ÖFFENTLICHKEIT

54. Die Öffentlichkeit wird unter Wahrung des Persönlich-
keitsschutzes der Betroffenen in angemessener Weise infor-
miert.

10 Siehe Rundschreiben der Kongregation für die Glaubenslehre an die Bischofskon-
ferenzen für die Erstellung von Leitlinien (3. Mai 2011).
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G. SPEZIELLE PRÄVENTIVE MASSNAHME

55. Wenn Anlass zur Sorge besteht, dass bei einer Person Ten-
denzen zu sexuellem Fehlverhalten vorliegen, wird eine foren-
sisch-psychiatrische Begutachtung dringend angeraten. Im
Übrigen erfolgt die Prävention im Sinne der Rahmenordnung
„Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und
erwachsenen Schutzbefohlenen im Bereich der Deutschen Bi-
schofskonferenz“ in der jeweils geltenden Fassung.

H. VORGEHEN BEI SEXUELLEM MISSBRAUCH 
MINDERJÄHRIGER ODER ERWACHSENER
SCHUTZBEFOHLENER DURCH EHREN-
AMTLICH TÄTIGE PERSONEN

56. In der Arbeit von ehrenamtlichen Personen mit Kindern
und Jugendlichen gelten die Vorschriften des Bundeskinder-
schutzgesetzes. Personen, die sich des sexuellen Missbrauchs
Minderjähriger schuldig gemacht haben, werden in der ehren-
amtlichen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen im kirch-
lichen Bereich nicht eingesetzt (§ 72a Abs. 4 SGB VIII).

57. Bei Hinweisen auf sexuellen Missbrauch Minderjähriger
oder erwachsener Schutzbefohlener durch ehrenamtlich tätige
Personen im kirchlichen Bereich gelten diese Leitlinien bezüg-
lich der notwendigen Verfahrensschritte und Hilfsangebote
entsprechend.

I. GELTUNGSDAUER

58. Die vorstehenden Leitlinien gelten fünf Jahre und werden
vor Verlängerung ihrer Geltungsdauer nochmals einer Über-
prüfung unterzogen.

Würzburg, den 26. August 2013

Für das Erzbistum Köln

+ Joachim Card. Meisner
Erzbischof von Köln

Nr. 92 Rahmenordnung Prävention gegen sexualisierte 
Gewalt an Minderjährigen und erwachsenen 
Schutzbefohlenen im Bereich der Deutschen 
Bischofskonferenz

A. EINFÜHRUNG

I. Grundsätzliches

Die Prävention gegen sexualisierte Gewalt ist integraler Be-
standteil der kirchlichen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen
sowie erwachsenen Schutzbefohlenen. Im Geiste des  Evangeli-
ums will die katholische Kirche allen Kindern und Jugend-
lichen sowie erwachsenen Schutzbefohlenen einen sicheren
Lern- und Lebensraum bieten. In diesem wird ihre menschli-
che und geistliche Entwicklung gefördert sowie ihre Würde
und Integrität geachtet. Psychische und physische Grenzverlet-
zungen sind zu vermeiden. 

Prävention als Grundprinzip pädagogischen Handelns trägt
bei Mädchen und Jungen, jungen Frauen und Männer dazu

bei, dass sie in ihrer Entwicklung zu eigenverantwortlichen,
glaubens- und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten gestärkt
werden. Unterschiede ihrer Bedarfs- und Gefährdungslagen
verlangen bei allen Präventionsmaßnahmen eine angemessene
Berücksichtigung. 

Ziel von Prävention in Diözesen, Ordensgemeinschaften,
kirchlichen Institutionen und Verbänden ist es, eine neue Kul-
tur des achtsamen Miteinanders zu entwickeln. Dafür muss es
transparente, nachvollziehbare, kontrollierbare und evaluierba-
re Strukturen und Prozesse zur Prävention sexualisierter Ge-
walt geben. 

Diese Rahmenordnung richtet sich an alle, die im Bereich der
Deutschen Bischofskonferenz für das Wohl und den Schutz
von Kindern und Jugendlichen sowie erwachsenen Schutzbe-
fohlenen Verantwortung und Sorge tragen. Die Rahmenord-
nung soll eine abgestimmte Vorgehensweise im Bereich der
Deutschen Bischofskonferenz gewährleisten. Sie ist Grundlage
für die von den Diözesanbischöfen für ihre jeweilige Diözese
zu erlassenden Regelungen. Katholische Rechtsträger, die nicht
in diözesaner Zuständigkeit stehen, sollen vom (Erz-)Bistum
nur dann als förderungswürdig anerkannt werden, wenn sie
sich zur Anwendung der Rahmenordnung oder der jeweiligen
diözesanen Präventionsregelungen verpflichtet haben. Sofern
eigene Regelungen vorliegen, müssen diese von der zuständi-
gen Stelle als gleichwertiges Regelungswerk anerkannt werden.

II. Begriffsbestimmungen

1. Diese Rahmenordnung berücksichtigt die Bestimmungen
sowohl des kirchlichen wie auch des weltlichen Rechts. 

2. Der Begriff sexualisierte Gewalt im Sinne dieser Rahmen-
ordnung umfasst neben strafbaren sexualbezogenen Handlun-
gen auch Grenzverletzungen und sonstige sexuelle Übergriffe.
Die Rahmenordnung bezieht sich somit 

• sowohl auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt sowie
weitere sexualbezogene Straftaten des Strafgesetzbuches
(StGB)

• als auch auf solche nach can. 1395 § 2 CIC in Verbindung
mit Art. 6 § 1 SST1, nach can. 1387 CIC in Verbindung
mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch nach can. 1387 § 1 CIC
in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 1 SST, soweit sie an
Minderjährigen oder Personen begangen werden, deren
Vernunftgebrauch habituell eingeschränkt ist (Art. 6 
§ 1 n. 1 SST).

• Zusätzlich findet sie unter Berücksichtigung der
Besonderheiten des Einzelfalls Anwendung bei
Handlungen unterhalb der Schwelle der Strafbarkeit, die
im pastoralen oder erzieherischen sowie im betreuenden
oder pflegerischen Umgang mit Kindern und Jugendlichen
und erwachsenen Schutzbefohlenen eine Grenzverletzung
oder einen sonstigen sexuellen Übergriff darstellen. 

Sie betreffen alle Verhaltens- und Umgangsweisen mit sexuel-
lem Bezug gegenüber Minderjährigen und erwachsenen
Schutzbefohlenen, die mit vermeintlicher Einwilligung, ohne

1 Papst Johannes Paul II., Apostolisches Schreiben motu proprio datae Sacra-
mentorum sanctitatis tutela [SST] vom 30. April 2001. Der in diesem Schrei-
ben angekündigte normative Teil liegt in seiner geltenden Form als Normae
de gravioribus delictis vom 21. Mai 2010 vor. [Diese Normen werden zitiert
unter Nennung des entsprechenden Artikels und unter Zufügung des Kür-
zels für das Bezugsdokument: SST.]



Einwilligung oder gegen den ausdrücklichen Willen der
Schutzbefohlenen erfolgen. Dies umfasst alle Handlungen zur
Vorbereitung, Durchführung und Geheimhaltung sexualisier-
ter Gewalt.

3. Erwachsene Schutzbefohlene im Sinne dieser Rahmenord-
nung sind behinderte, gebrechliche oder kranke Personen
gegenüber denen Kleriker, Ordensangehörige und andere Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter eine besondere Sorgepflicht ha-
ben, weil sie ihrer Fürsorge oder Obhut anvertraut sind und
bei denen aufgrund ihrer Schutz- und Hilfebedüftigkeit eine
besondere Gefährdung gemäß Nr. 2 besteht.

4. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie ehrenamtlich Täti-
ge im Sinne dieser Ordnung sind alle Personen, die im Rah-
men ihrer haupt-, neben- oder ehrenamtlichen Tätigkeit Kin-
der, Jugendliche oder andere Schutzbefohlene beaufsichtigen,
betreuen, erziehen, ausbilden oder vergleichbaren Kontakt zu
ihnen haben.

B. INHALTLICHE UND STRUKTURELLE ANFORDE-
RUNGEN AN DIÖZESEN, ORDENSGEMEIN-
SCHAFTEN, KIRCHLICHE INSTITUTIONEN
UND VERBÄNDE

Die Strukturen und Prozesse zur Prävention gegen sexualisier-
te Gewalt in den Diözesen, Ordensgemeinschaften, kirch-
lichen Institutionen und Verbänden müssen transparent, nach-
vollziehbar, kontrollierbar und evaluierbar sein. Die Entwick-
lung und Verwirklichung von Maßnahmen zur Prävention
erfolgen partizipativ in Zusammenarbeit mit allen hierfür rele-
vanten Personen und Gruppen. Dazu gehören auch die Kinder
und Jugendlichen und erwachsenen Schutzbefohlenen selbst.
Der Träger von Einrichtungen und Diensten erstellt im Hin-
blick auf den jeweiligen Arbeitsbereich ein institutionelles
Schutzkonzept. Die Ausgestaltung eines solchen Schutzkon-
zepts erfolgt in Abstimmung mit der diözesanen Koordina-
tionsstelle (siehe II.).

I. Institutionelles Schutzkonzept

1. Personalauswahl und -entwicklung

Die zuständigen Personalverantwortlichen thematisieren die
Prävention gegen sexualisierte Gewalt im Vorstellungsge-
spräch, während der Einarbeitungszeit sowie in weiterführen-
den Mitarbeitergesprächen. In der Aus- und Fortbildung ist sie
Pflichtthema. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter müssen, ent-
sprechend den gesetzlichen und arbeitsrechtlichen Regelun-
gen, ein erweitertes Führungszeugnis vorlegen. Eine Pflicht zur
Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses für ehrenamtlich
Tätige besteht, soweit es die gesetzlichen Regelungen des je-
weiligen Bundeslandes bestimmen. Je nach Art, Intensität und
Dauer des Kontakts mit Kindern und Jugendlichen bzw. nach
Aufgabe und Einsatz im Einzelfall wird von den Verantwort-
lichen geprüft, ob eine Selbstauskunftserklärung vorgelegt
werden muss.

2. Verhaltenskodex und Verpflichtungserklärung

Klare Verhaltensregeln stellen im Hinblick auf den jeweiligen
Arbeitsbereich ein fachlich adäquates Nähe-Distanz-Verhältnis
und einen respektvollen Umgang und eine offene Kommuni-
kationskultur gegenüber den Kindern und Jugendlichen sowie
gegenüber den erwachsenen Schutzbefohlenen sicher. Ein Ver-
haltenskodex ist im jeweiligen Arbeitsbereich partizipativ zu
erstellen. Kinder, Jugendliche und erwachsene Schutzbefohle-

ne sollen angemessen in die Entwicklung des Verhaltenskodex
eingebunden werden. Der Verhaltenskodex wird von Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern sowie ehrenamtlich Tätigen durch
Unterzeichnung anerkannt. Die Unterzeichnung des Verhal-
tenskodex bzw. einer Verpflichtungserklärung ist verbindliche
Voraussetzung für eine An- und Einstellung, für eine Weiter-
beschäftigung sowie auch für eine Beauftragung zu einer eh-
renamtlichen Tätigkeit. Allen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern sind die Sanktionen bei Nichteinhaltung bekannt zu ma-
chen. Darüber hinaus ist der Verhaltenskodex vom Träger in
geeigneter Weise zu veröffentlichen.

3. Dienstanweisungen und hausinterne Regelungen

Um das Wohl und den Schutz der Kinder und Jugendlichen
sowie der erwachsenen Schutzbefohlenen zu sichern, kann der
Träger über den Verhaltenskodex hinaus Dienstanweisungen
und hausinterne Regelungen erlassen, die arbeitsrechtliche
Verbindlichkeit haben; die Regelungen der Mitarbeitervertre-
tungsordnung (MAVO) bleiben unberührt.

4. Beratungs- und Beschwerdewege

Im Rahmen des institutionellen Schutzkonzepts beschreibt der
Träger interne und externe Beratungs- und Beschwerdewege
für die Kinder und Jugendlichen sowie die erwachsenen
Schutzbefohlenen, für die Eltern bzw. Personensorgeberechtig-
ten sowie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

5. Nachhaltige Aufarbeitung 

Begleitende Maßnahmen sowie Nachsorge in einem irritierten
System bei einem aufgetretenen Vorfall sind Teil einer nachhal-
tigen Präventionsarbeit. Im institutionellen Schutzkonzept
sind entsprechende Maßnahmen zu beschreiben.

6. Qualitätsmanagement

Die Träger haben die Verantwortung dafür, dass Maßnahmen
zur Prävention nachhaltig Beachtung finden und fester Be-
standteil ihres Qualitätsmanagements sind. Für jede Einrich-
tung und für jeden Verband sowie ggf. für den Zusammen-
schluss mehrerer kleiner Einrichtungen muss eine für Präven-
tionsfragen geschulte Person zur Verfügung stehen, die den
Träger bei der Umsetzung des institutionellen Schutzkonzepts
beraten und unterstützen kann. Personen mit Opferkontakt
oder mit Kontakt zu Beschuldigten bzw. Täterinnen oder Tä-
tern erhalten kontinuierlich Supervision.

7. Aus- und Fortbildung

Prävention gegen sexualisierte Gewalt erfordert Schulungen
insbesondere zu Fragen von 

• angemessener Nähe und Distanz,

• Strategien von Täterinnen und Tätern, 

• Psychodynamiken der Opfer, 

• Dynamiken in Institutionen sowie begünstigenden institu-
tionellen Strukturen, 

• Straftatbeständen und weiteren einschlägigen rechtlichen
Bestimmungen, 

• eigener emotionaler und sozialer Kompetenz, 

• Kommunikations- und Konfliktfähigkeit,

• notwendigen und angemessenen Hilfen für Betroffene,
ihre Angehörigen und die betroffenen Institutionen,

• sexualisierter Gewalt von Kindern und Jugendlichen und
erwachsenen Schutzbefohlenen an anderen Minderjäh-
rigen oder erwachsenen Schutzbefohlenen.
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Nr. 93 Ordnung zum Umgang mit Hinweisen auf 
sexuellen Missbrauch an Minderjährigen und an 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen durch 
Kleriker, Ordensangehörige oder Laien und Ehren-
amtliche im pastoralen oder kirchlichen Dienst 
des Erzbistums Köln (Verfahrensordnung Miss-
brauch – VerfO Missbrauch)

Präambel
1Die Deutsche Bischofskonferenz hat die Leitlinien für den
Umgang mit sexuellem Missbrauch an Minderjährigen aus
dem Jahre 2011 überarbeitet und fortgeschrieben und für die
Dauer von fünf Jahren die „Leitlinien für den Umgang mit se-
xuellem Missbrauch Minderjähriger und erwachsener Schutz-
befohlener durch Kleriker, Ordensangehörige und andere Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich der Deutschen Bi-
schofskonferenz“ vom 26. August 2013 erlassen1 (im
Folgenden: Leitlinien – LL genannt).

2Aufgrund der neuen Leitlinien wird, in Fortschreibung der
Verfahrensordnung Missbrauch vom 17. März 2011 (Amts-
blatt 2011, Nr. 73), für das Erzbistum Köln die nachfolgende
Verfahrensordnung Missbrauch (VerfO Missbrauch) erlassen.

3Die Regelungen des weltlichen und kirchlichen Arbeits- und
Datenschutzrechts bleiben unberührt.

4Diese Verfahrensordnung ist zugleich eine besondere kirchli-
che Rechtsvorschrift in Bezug auf personenbezogene Daten
nach § 1 Abs. 3 der Anordnung über den kirchlichen Daten-
schutz (KDO)2 in der jeweils geltenden Fassung, die den Vor-
schriften der KDO vorgeht. 5Soweit die VerfO Missbrauch da-
tenschutzrechtlich nichts Spezifisches regelt, gilt die Anord-
nung über den kirchlichen Datenschutz in der jeweils
geltenden Fassung. 6Entsprechend findet die Kirchliche Archiv-

Alle in leitender Verantwortung haupt-, neben- oder ehren-
amtlich tätigen Personen in der Arbeit mit Kindern, Jugend-
lichen oder erwachsenen Schutzbefohlenen sowie alle weiteren
in diesen Bereichen leitend Verantwortlichen werden zu Fra-
gen der Prävention gegen sexualisierte Gewalt geschult. Dabei
bilden die Möglichkeiten zur Verbesserung des Wohls und des
Schutzes von Kindern, Jugendlichen sowie erwachsenen
Schutzbefohlenen einerseits und Vorkehrungen zur Erschwe-
rung von Straftaten andererseits einen Schwerpunkt. 

Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie ehrenamtlich Tä-
tige in der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen oder erwachse-
nen Schutzbefohlenen werden je nach Art, Dauer und Inten-
sität im Umgang mit Kindern und Jugendlichen sowie mit er-
wachsenen Schutzbefohlenen zum Thema Prävention gegen
sexualisierte Gewalt gründlich geschult beziehungsweise infor-
miert. 
Im Sinne einer Erziehungspartnerschaft wird das Thema Prä-
vention gegen sexualisierte Gewalt auch mit Eltern bzw. Perso-
nensorgeberechtigten besprochen. Im Hinblick auf erwachse-
ne Schutzbefohlene sollen diese Gespräche mit den Angehöri-
gen und gesetzlichen Betreuern geführt werden.

II. Koordinationsstelle zur Prävention gegen sexualisierte
Gewalt

1. Der Diözesanbischof errichtet eine diözesane Koordina-
tionsstelle zur Unterstützung, Vernetzung und Steuerung der
diözesanen Aktivitäten. Er benennt zur Wahrnehmung bezie-
hungsweise Leitung der diözesanen Koordinationsstelle eine
oder mehrere qualifizierte Personen als Präventionsbeauftragte.

2. Mehrere Diözesanbischöfe können eine interdiözesane Ko-
ordinationsstelle einrichten.

3. Für die Ordensgemeinschaften kann der zuständige Höhe-
re Ordensobere einen eigenen Präventionsbeauftragten benen-
nen, der mit der Leitung der diözesanen Koordinationsstelle
zusammenarbeitet. 

4. Die diözesane Koordinationsstelle hat insbesondere folgen-
de Aufgaben: 

• Beratung und Abstimmung bei der Entwicklung und
Umsetzung von institutionellen Schutzkonzepten,

• Organisation von Schulungen für Multiplikatorinnen und
Multiplikatoren sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
(gem. B. I. Nr. 7),

• Sicherstellung der Qualifizierung und Information der für
Präventionsfragen geschulten Personen (gem. B. I. 6.),

• Vernetzung der Präventionsarbeit inner- und außerhalb der
Diözese, 

• Vernetzung mit kirchlichen und nicht-kirchlichen
Fachberatungsstellen gegen sexualisierte Gewalt,

• Evaluation und Weiterentwicklung von verbindlichen
Qualitätsstandards, 

• Beratung von Aus- und Weiterbildungseinrichtungen, 

• Fachberatung bei der Planung und Durchführung von
Präventionsprojekten, 

• Vermittlung von Fachreferentinnen und Fachreferenten, 

• Entwicklung und Information von Präventionsmaterialien
und -projekten, 

• Öffentlichkeitsarbeit in Kooperation mit der jeweiligen
Pressestelle. 

C. GELTUNGSDAUER

Die vorstehende Rahmenordnung gilt für fünf Jahre und wird
vor Verlängerung ihrer Geltungsdauer nochmals einer Über-
prüfung unterzogen.

Würzburg, den 26. August 2013

Für das Erzbistum Köln

+ Joachim Card. Meisner
Erzbischof von Köln

Dokumente des Erzbischofs

1 Leitlinien der Deutschen Bischofskonferenz (Amtsblatt des Erzbistums
Köln 2014, im selben Heft)

2 Vgl. Anordnung über den kirchlichen Datenschutz des Erzbistums Köln –
KDO (Amtsblatt des Erzbistums Köln 2003, Nr. 263, geändert 2011, 
Nr. 189 und 2013, Nr. 133)
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anordnung3 in der jeweils geltenden Fassung für deren Rege-
lungsbereich Anwendung, soweit die Verfahrensordnung keine
speziellere Regelung enthält. 7Soweit das kanonische Recht im
CIC Regelungen getroffen hat, finden diese Anwendung. 8Nä-
here Regelungen zum Umgang mit personenbezogenen Daten
in Protokollen und sonstigen Unterlagen erlässt der Ordina-
rius.

§ 1
Geltungsbereich

(1)1 Diese Verfahrensordnung gilt in personeller Hinsicht für
alle im Auftrag des Erzbischofs im Erzbistum Köln tätigen
Kleriker und Ordensangehörigen einschließlich der auf-
grund eines Gestellungs- oder Beauftragungsverhältnisses
im Bereich des Erzbistums Köln tätigen Ordensmitglieder
– unbeschadet der Jurisdiktion der jeweiligen Ordensobe-
ren; der Ordensobere informiert den örtlich betroffenen
Diözesanbischof über Fälle sexuellen Missbrauchs oder
Verdachtsfälle in seinem Verantwortungsbereich sowie
über die eingeleiteten Schritte. 2Die Verfahrensordnung
gilt weiter für Laien im pastoralen Dienst des Erzbistums
Köln, Mitarbeitende4 bei den Dienststellen und Einrich-
tungen und sonstigen selbstständig geführten Stellen des
Erzbistums Köln, der Kirchengemeinden und Kirchen-
gemeindeverbände sowie für im Erzbistum Köln ehren-
amtlich tätige Personen. 3Diese Verfahrensordnung gilt
auch für karitative Rechtsträger, für die gemäß dem Motu
Proprio „Intimae Ecclesiae natura“ vom 11. November
2012 der Bischof Letztverantwortung ausübt. 4Den sons-
tigen kirchlichen Rechtsträgern und Einrichtungen im
Erzbistum Köln wird die entsprechende Übernahme die-
ser Verfahrensordnung dringend empfohlen.

(2) Diese Verfahrensordnung gilt in sachlicher Hinsicht für
Hinweise auf strafbare sexualbezogene Handlungen, sons-
tige sexuelle Übergriffe und Grenzverletzungen an Min-
derjährigen und an schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen.

(3) 1Für das weitere Verfahren gelten für Kleriker die nachfol-
gend genannten Zuständigkeiten. Grundsätzlich sind zu-
ständig der Ortsordinarius des Wohnsitzes der beschuldig-
ten Person (vgl. can. 1408 CIC), der Ortsordinarius des
Ortes, an dem die Straftat begangen worden ist (vgl. 
can. 1412 CIC) und der Inkardinationsordinarius der be-
schuldigten Person.
2Der erstinformierte Ordinarius trägt dafür Sorge, dass
unverzüglich eine Entscheidung darüber getroffen wird,
wer das weitere Verfahren übernimmt.
3Für Ordensangehörige, die im bischöflichen Auftrag tätig
sind, ist der Diözesanbischof zuständig, der diesen Auftrag
erteilt hat, unbeschadet der Verantwortung des Höheren
Ordensoberen. 
4Soweit die Ordensangehörigen nicht mehr im bischöf-
lichen Auftrag tätig sind, unterstützt der Diözesanbischof
den Höheren Ordensoberen. 

5In anderen Fällen liegt die Zuständigkeit bei den jeweili-
gen Höheren Ordensoberen. 6Sie sind dringend gehalten,
den örtlich betroffenen Diözesanbischof über tatsächliche
Anhaltspunkte für den Verdacht eines sexuellen Miss-
brauchs an Minderjährigen oder erwachsenen Schutzbe-
fohlenen in ihrem Verantwortungsbereich sowie über die
eingeleiteten Schritte zu informieren (vgl. LL Nr. 29).

§ 2 
Begriffsbestimmungen

(1) 1Der Begriff sexueller Missbrauch im Sinne dieser Ord-
nung umfasst strafbare, sexualbezogene Handlungen und
außerdem sonstige sexuelle Übergriffe sowie Grenzverlet-
zungen. 2Sie betreffen alle Verhaltens- und Umgangswei-
sen mit sexuellem Bezug gegenüber Minderjährigen und
schutz- und hilfebedürftigen Erwachsenen, die mit ver-
meintlicher Einwilligung, ohne Einwilligung oder gegen
den ausdrücklichen Willen der schutz- und hilfebedürfti-
gen Personen erfolgen. 3Dies umfasst auch alle Handlun-
gen zur Vorbereitung, Durchführung und Geheimhaltung
sexualisierter Gewalt. 

(2) Strafbare sexualbezogene Handlungen sind Handlungen
nach dem 13. Abschnitt des Strafgesetzbuches (StGB) so-
wie weitere sexualbezogene Straftaten des StGB.

(3) Strafbare sexualbezogene Handlungen nach kirchlichem
Recht sind solche nach can. 1395 § 2 des Codex Iuris Ca-
nonici (CIC) in Verbindung mit Art. 6 § 1 des Motu Pro-
prio Sacramentorum Sanctitatis Tutela (SST5), nach 
can. 1387 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie
auch nach can. 1378 § 1 CIC in Verbindung mit Art. 4 §
1 n. 1 SST, soweit sie an Minderjährigen oder Personen
begangen werden, deren Vernunftgebrauch habituell ein-
geschränkt ist (Art. 6 § 1 n. 1 SST). 

(4) Sonstige sexuelle Übergriffe sind nicht lediglich zufällige,
sondern beabsichtigte Handlungen unterhalb der Schwel-
le der Strafbarkeit, die im pastoralen oder erzieherischen
sowie im betreuenden oder pflegerischen Umgang mit
Kindern und Jugendlichen und schutz- und hilfebedürfti-
gen Erwachsenen unangemessen und grenzüberschreitend
sind. 

(5) Grenzverletzungen sind einmalige oder gelegentliche
Handlungen, die im pastoralen, erzieherischen, betreuen-
den oder pflegerischen Umgang mit Kindern, Jugend-
lichen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen un-
angemessen sind.

(6) Schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene im Sinne dieser
Ordnung sind behinderte, gebrechliche oder kranke Per-
sonen, gegenüber denen Kleriker, Ordensangehörige und
andere Mitarbeitende einschließlich ehrenamtlich Tätiger
eine besondere Sorgepflicht haben, weil sie ihrer Fürsorge
oder Obhut anvertraut sind und bei denen aufgrund ihrer
Schutz- und Hilfebedürftigkeit eine besondere Gefähr-
dung gemäß den Absätzen 1 bis 5 besteht. 

3 Vgl. Anordnung über die Sicherung und Nutzung der Archive der katholi-
schen Kirche (Amtsblatt 1995, Nr. 291)

4 Es wird die geschlechtsneutrale Formulierung verwendet. Soweit personen-
bezogene Bezeichnungen im Interesse der Lesbarkeit und Verständlichkeit
in der männlichen Form stehen, wird diese Form verallgemeinernd verwen-
det und bezieht sich auf beide Geschlechter.

5 Papst Johannes Paul II., Apostolisches Schreiben motu proprio datae Sacra-
mentorum sanctitatis tutela [SST] vom 30. April 2001. Der in diesem
Schreiben angekündigte normative Teil liegt in seiner geltenden Form als
Normae de gravioribus delictis vom 21. Mai 2010 vor. [Diese Normen wer-
den zitiert unter Nennung des entsprechenden Artikels und unter Zufü-
gung des Kürzels für das Bezugsdokument: SST.]
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(7) Mitarbeitende sowie ehrenamtlich Tätige im Sinne dieser
Ordnung sind alle Personen, die im Rahmen ihrer haupt-,
neben- oder ehrenamtlichen Tätigkeit Kinder, Jugendli-
che oder schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene beauf-
sichtigen, betreuen, erziehen, ausbilden oder vergleichba-
ren Kontakt zu ihnen haben.

(8) 1Bezüglich der im Sinne dieser VerfO zu berücksichtigen-
den strafbaren Handlungen können den beiden Rechtsbe-
reichen des zivilen und kirchlichen Rechts (vgl. § 1 
Abs. 2) unterschiedliche Betrachtungsweisen zugrunde
liegen (zum Beispiel bzgl. des Kreises der betroffenen Per-
sonen, des Alters des Opfers oder der Verjährungsfrist).
2Den Bestimmungen beider Rechtsbereiche ist zu entspre-
chen. Maßgeblich für das kirchliche Vorgehen nach dieser
VerfO sind die zum Zeitpunkt des Untersuchungsbeginns
geltenden Verfahrensregeln, unabhängig davon wie lange
der sexuelle Missbrauch zurückliegt.

§ 3 
Rechtsfolgen

(Förderungsfähigkeit)

Rechtsträger gem. § 1 Abs. 1 Satz 4, die diese Verfahrensord-
nung nicht zur Anwendung bringen und auch kein eigenes,
von der Stabsstelle Prävention/Intervention (nachfolgend: 
SST Präv/Int) als gleichwertig anerkanntes Regelungswerk ha-
ben, sind bei der Vergabe diözesaner Zuschüsse nicht zu be-
rücksichtigen. 

§ 4
Meldepflicht

(1) 1Jede im kirchlichen Dienst stehende Person sowie alle eh-
renamtlich Tätigen sind verpflichtet, schnellstmöglich die
zuständige Person der Leitungsebene der Institution, bei
der sie beschäftigt bzw. ehrenamtlich tätig sind, über die
Hinweise im Sinne von § 1 Abs. 2 (vgl. Begriffsbestim-
mungen in § 2 Abs. 1 – 6), die ihnen zur Kenntnis gelangt
sind, zu informieren. 2Sie können sich aber auch an die
Stabsstelle Prävention/Intervention wenden. 3Die erstin-
formierte Person oder Stelle ist verpflichtet, die jeweils an-
dere Person oder Stelle unverzüglich zu informieren.

(2) Unter Wahrung der Bestimmungen über das Beichtge-
heimnis besteht im Rahmen von seelsorglichen Gesprä-
chen die Meldepflicht immer dann, wenn Gefahr für Leib
und Leben droht sowie wenn weitere mutmaßliche Opfer
betroffen sein können.

(3) Etwaige gesetzliche Verschwiegenheitspflichten oder Mit-
teilungspflichten gegenüber staatlichen Stellen (z. B. Ju-
gendamt, Schulaufsicht) sowie gegenüber Dienstvorge-
setzten bleiben hiervon unberührt.

(4) Anonyme Hinweise auf die in § 2 Abs. 2 genannten Straf-
taten sind dann zu beachten, wenn sie tatsächliche An-
haltspunkte für Ermittlungen beinhalten. 

(5) Die Stabsstelle Prävention/Intervention hat den Ordina-
rius unverzüglich zu informieren, unabhängig von den
Plausibilitätserwägungen.

(6) Der Ordinarius trägt Sorge dafür, dass andere informiert
werden, die für die beschuldigte Person eine besondere

Verantwortung tragen: bei Klerikern, die einer anderen
Diözese oder einem anderen Inkardinationsverband ange-
hören, der Inkardinationsordinarius, bei Ordensangehöri-
gen der zuständige Höhere Ordensobere.

§ 5
Beauftragte Ansprechpersonen

zur Entgegennahme von Hinweisen von Opfern

(1) 1Es werden durch den Erzbischof mindestens zwei Perso-
nen (nach Möglichkeit sowohl eine Frau als auch ein
Mann) beauftragt, die für die Entgegennahme von Hin-
weisen gem. § 1 Abs. 2 (vgl. Begriffsbestimmungen in § 2
Abs. 1 – 6) als beauftragte Ansprechpersonen zur Verfü-
gung stehen. 2Die beauftragten Ansprechpersonen sollen
keine Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter des (Erz-) Bis-
tums im aktiven Dienst sein. 3Die  beauftragten An-
sprechpersonen werden im Amtsblatt und auf der Home-
page des Erzbistums Köln veröffentlicht. 4Die Verantwor-
tung des Diözesanbischofs bleibt unberührt.

(2) Die beauftragten Ansprechpersonen nehmen die Vorwür-
fe schriftlich oder (fern-) mündlich entgegen und führen
in der Regel ein Gespräch mit dem mutmaßlichen Opfer,
um eine erste Bewertung der Hinweise auf ihre Plausibi-
lität vornehmen zu können (vgl. § 7 Gespräch mit dem
Opfer). 

(3) 1Die beauftragten Ansprechpersonen haben die erhaltenen
Informationen mit einem schriftlichen Vermerk an den
Ordinarius weiterzuleiten. 2Äußert ein Opfer (bzw. dessen
Eltern, Personensorgeberechtigten, Betreuer) ausnahms-
weise gegenüber einer beauftragten Person den ausdrück-
lichen Wunsch, es bei diesem Erstkontakt zu belassen, ist
dies unter genauer Dokumentation der vom Opfer hierfür
benannten Gründe schriftlich festzuhalten und von dem
Opfer (bzw. dessen Eltern, Personensorgeberechtigten,
Betreuer) zu unterschreiben. 

(4) 1Die beauftragten Ansprechpersonen sind auch zuständig
für die Entgegennahme und Bearbeitung von Anträgen
auf Leistungen in Anerkennung des Leids, das Opfern se-
xuellen Missbrauchs zugefügt wurde. 2Sie bestätigen den
Eingang des Antrags und leiten ihn nach Registrierung in
der Hauptabteilung Seelsorge-Personal an die Zentrale
Koordinierungsstelle beim „Büro für Fragen sexuellen
Missbrauchs Minderjähriger im kirchlichen Bereich“ der
Deutschen Bischofskonferenz weiter.

§ 6 
Beraterstab

(1) 1Zur Prüfung und Beratung in Fragen zum Umgang mit
sexuellem Missbrauch Minderjähriger oder schutz- oder
hilfebedürftiger Erwachsener ist ein ständiger Beraterstab
eingerichtet, den der Hauptabteilungsleiter Seelsorge-Per-
sonal leitet. 2Die Mitglieder des Beraterstabes werden
durch den Erzbischof für eine Amtszeit von jeweils drei
Jahren ernannt. 3Dem Beraterstab gehören neben den be-
auftragten Ansprechpersonen insbesondere Frauen und
Männer mit psychiatrischem, psychotherapeutischem,
pastoralem sowie juristischem und kirchenrechtlichem
Sachverstand und fundierter fachlicher Erfahrung und
Kompetenz in der Arbeit mit minderjährigen und erwach-
senen Opfern sowie Tätern sexuellen Missbrauchs an. 



(2) 1Von Amts wegen gehören dem Beraterstab der Hauptab-
teilungsleiter Seelsorge-Personal, der Offizial, der Justitiar
und der Leiter der Stabsstelle Prävention/Intervention an.
2Die beauftragten Ansprechpersonen und im Einzelfall
weitere geeignete Personen können zu den Sitzungen des
Beraterstabes hinzugezogen werden.

(3) Die Verantwortung des Diözesanbischofs bleibt unbe-
rührt.

§ 7
Gespräch mit dem Opfer

(1) 1Wenn ein mutmaßliches Opfer (ggf. seine Eltern, Perso-
nensorgeberechtigten, Betreuer) über einen Verdacht des
sexuellen Missbrauchs informieren möchte, vereinbart ei-
ne der beauftragten Ansprechpersonen ein Gespräch. 2In
Abstimmung mit dem Ordinarius kann die beauftragte
Ansprechperson eine weitere Person hinzuziehen. 3Das
mutmaßliche Opfer (ggf. seine Eltern, Personensorgebe-
rechtigten, Betreuer) kann zu dem Gespräch eine Person
seines Vertrauens hinzuziehen. 4Zu Beginn des Gesprächs
ist das mutmaßliche Opfer darüber zu informieren, was
mit den personenbezogenen Daten geschieht (vgl. § 5
Abs. 3). 5Insbesondere ist darauf hinzuweisen, dass das
Gespräch protokolliert wird und von allen Anwesenden zu
unterzeichnen ist und dass der Ordinarius über das Ergeb-
nis des Gesprächs informiert wird. 6Dieser Hinweis wird
protokolliert.

(2) 1Auf die Verpflichtung, einen Missbrauchsverdacht nach 
§ 12 Abs. 2 dieser VerfO (vgl. auch LL Nrn. 29 und 30)
den Strafverfolgungs- und anderen zuständigen Behörden
weiterzuleiten, ist zu Beginn des Gesprächs hinzuweisen.
2Ebenso ist in geeigneter Weise auf die Tragweite der Be-
schuldigung hinzuweisen.

(3) Dem Schutz des mutmaßlichen Opfers und dem Schutz
vor öffentlicher Preisgabe von Informationen, die vertrau-
lich gegeben werden, wird besondere Beachtung beige-
messen.

(4) Das mutmaßliche Opfer (ggf. seine Eltern, Personensorge-
berechtigten, Betreuer) wird zu einer eigenen Anzeige bei
den Strafverfolgungsbehörden ermutigt. 

§ 8
Anhörung der beschuldigten Person

(1) 1Sofern dadurch die Aufklärung des Sachverhalts nicht ge-
fährdet und die Ermittlungsarbeit der Strafverfolgungsbe-
hörden nicht behindert werden, hört  ein vom Ordinarius
benannter Vertreter – eventuell in Anwesenheit der beauf-
tragten Ansprechperson – die beschuldigte Person zu den
Vorwürfen an. 2Der Schutz des mutmaßlichen Opfers
muss in jedem Fall sichergestellt sein, bevor das Gespräch
stattfindet.

(2) In den Fällen, bei denen sexueller Missbrauch mit einer
Straftat gegen die Heiligkeit des Bußsakramentes (vgl. 
Art. 4 SST) verbunden ist, darf der Name des mutmaß-
lichen Opfers nur mit dessen ausdrücklicher Zustimmung
der beschuldigten Person genannt werden (vgl. Art. 24 
§ 1 SST).

(3) Die beschuldigte Person kann eine Person ihres Vertrauens
hinzuziehen.

(4) Die beschuldigte Person wird über die Möglichkeit der
Aussageverweigerung informiert (vgl. can. 1728 § 2 CIC).

(5) Wenn Priester beschuldigt werden, sind sie darauf hinzu-
weisen, dass sie unter allen Umständen verpflichtet sind,
das Beichtgeheimnis zu wahren (vgl. cc. 983 und 984
CIC).

(6) 1Auf die Verpflichtung, einen Missbrauchsverdacht nach
den Vorschriften der LL Nr. 29 den Strafverfolgungs- und
anderen zuständigen Behörden weiterzuleiten, ist hinzu-
weisen. 2Die beschuldigte Person wird über die Möglich-
keit zur Selbstanzeige bei den Strafverfolgungsbehörden
informiert.

(7) 1Das Gespräch wird protokolliert. 2Das Protokoll ist von
allen Anwesenden zu unterzeichnen. 3Der Ordinarius
wird über das Ergebnis des Gespräches informiert.

(8) 1Auch der beschuldigten Person gegenüber besteht die
Pflicht zur Fürsorge. 2Für sie gilt  – unbeschadet erforder-
licher unmittelbarer Maßnahmen – bis zum Erweis des
Gegenteils die Unschuldsvermutung.

§ 9
Verfahrensabläufe 

nach Kenntnisnahme eines Missbrauchsfalls;
Koordination durch Stabsstelle Prävention/Intervention

1Die SST Präv/Int nimmt im Auftrag des Ordinarius gemäß 
§ 4 Abs. 1 und § 5 Abs. 3 Satz 1 eingehende Hinweise auf 
einen Vorfall gemäß § 1 Abs. 2 dieser VerfO Missbrauch entge-
gen und informiert den Justitiar im Hinblick auf § 12. 2Sie
nimmt eine erste Prüfung der Hinweise und Beratung der mel-
denden Person oder Stelle vor. 3Im Weiteren unterstützt und
koordiniert sie die aufgrund dieser VerfO zu treffenden Maß-
nahmen zur Aufklärung und Aufarbeitung im jeweiligen Ein-
zelfall. 4Die Verfahrensabläufe sind im Wesentlichen die fol-
genden:

1. Die SST Präv/Int informiert die zuständigen Stellen im
Erzbischöflichen Generalvikariat und führt ggfls. Rück-
sprache mit der beauftragten Ansprechperson (§ 5). Die
Ansprechperson führt die weiteren Gespräche mit dem
Opfer (§ 7), ein vom Ordinarius benannten Vertreter, in
der Regel der Justitiar, hört die beschuldigte Person an 
(§ 8) und die SST Präv/Int führt Gespräche mit den be-
troffenen Rechtsträgern, Einrichtungen und Mitarbeitern,
um die weitergehenden Entscheidungen innerhalb der
Strukturen des Erzbischöflichen Generalvikariats  vorzu-
bereiten. 

2. 1 Die SST Präv/Int entscheidet, in Abstimmung mit den
beteiligten Fachabteilungen, über die fallbezogene Einbe-
ziehung des Beraterstabes und ggfls. weiterer externer
Fachleute. 2Der Beraterstab bewertet den Vorfall und
spricht eine Empfehlung für das weitere Vorgehen aus.

3. 1 Die SST Präv/Int entscheidet unter Beteiligung der
Fachabteilungen über das weitere Vorgehen und über-
wacht die Einhaltung der vereinbarten Schritte. 2Sie ist re-
gelmäßig über den Sachstand zu infomieren und stellt im
Rahmen der Bestimmungen die Aktenführung sicher.
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4. Bei Klerikern wird unabhängig von der Vorgehensweise
nach dieser Verfahrensordnung unter den Voraussetzun-
gen der cc. 1717 und 1719 CIC eine kirchenrechtliche
Voruntersuchung durchgeführt (vgl. § 10).

§ 10 
Kirchenrechtliche Voruntersuchung gemäß 

can. 1717 § 1 CIC

(1) 1Im Falle, dass wenigstens wahrscheinlich eine Straftat ei-
nes Klerikers vorliegt, leitet der Ordinarius gemäß 
can. 1717 § 1 CIC per Dekret eine kirchenrechtliche Vor-
untersuchung ein und benennt eine geeignete Person als
Voruntersuchungsführer. 2Der Voruntersuchungsführer
führt die Anhörung der beschuldigten Person unter Be-
achtung der LL Nrn. 22 bis 29.

(2) Besteht die Gefahr, dass die Ermittlungsarbeit der Straf-
verfolgungsbehörden behindert wird, muss die kirchen-
rechtliche Voruntersuchung ausgesetzt werden.

(3) 1Das Ergebnis der kirchenrechtlichen Voruntersuchung
fasst der Voruntersuchungsführer in einem Bericht an den
Ordinarius zusammen. 2Die Voruntersuchungsakten sind
gemäß can. 1719 CIC zu verwahren.

(4) 1Bestätigt die kirchenrechtliche Voruntersuchung den
Verdacht sexuellen Missbrauchs, informiert der Ordina-
rius gemäß Art. 16 SST6 die Kongregation für die Glau-
benslehre, und zwar in allen Fällen, die nach dem 
30. April 2001 zur Anzeige gebracht worden sind, und in-
sofern der Beschuldigte noch am Leben ist, unabhängig
davon, ob die kanonische Strafklage durch Verjährung er-
loschen ist oder nicht.
2Diese Information geschieht unter Verwendung eines
Formblattes der Kongregation, unter Übersendung einer
Kopie der Voruntersuchungsakten und unter Beifügung
eines Votums des Ordinarius sowie einer Stellungnahme
des Beschuldigten.
3Allein Sache der Kongregation ist es zu entscheiden, wie
weiter vorzugehen ist: ob sie gegebenenfalls die Verjäh-
rung aufhebt (Art. 7 § 1 SST), ob sie die Sache an sich
zieht (vgl. Art. 21 § 2 n. 2 SST), ob die Entscheidung
mittels eines gerichtlichen (Art. 21 § 1 SST) oder eines
außergerichtlichen Strafverfahrens auf dem Verwaltungs-
wege (Art. 21 § 2 n. 1 SST) getroffen werden soll.

(5) 1Eine entsprechende Vorgehensweise wie in LL Nrn. 32
bis 33 ist bei Ordensangehörigen gem. can. 695 § 2 CIC
geboten, unabhängig davon, ob es sich bei ihnen um Kle-
riker handelt. 2Dafür ist zuständig der Höhere Ordens-
obere.

§ 11
Maßnahmen bis zur Aufklärung des Falls,

bei nach staatlichem Recht nicht aufgeklärten Fällen
und im Falle einer fälschlichen Beschuldigung 

(1) 1Maßnahmen bis zur Aufklärung des Falls: 
2Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht eines
sexuellen Missbrauchs an Minderjährigen oder erwachse-
nen Schutzbefohlenen vor, entscheidet der Ordinarius
über das weitere Vorgehen unter Berücksichtigung der kir-
chen - und arbeitsrechtlichen Bestimmungen. 
3Im Falle von Klerikern kann er gemäß Art. 19 SST kon-
krete, in can. 1722 CIC aufgeführte Maßnahmen verfü-
gen (zum Beispiel Freistellung vom Dienst; Fernhalten
vom Dienstort bzw. Arbeitsplatz; Fernhalten von Tätigkei-
ten, bei denen Minderjährige gefährdet werden könnten).
4Soweit der Ordinarius nicht eine andere geeignete Person
benennt, unterrichtet er die beauftragte Ansprechperson
über die beschlossenen Maßnahmen und den jeweiligen
Stand der Umsetzung, damit diese das mutmaßliche 
Opfer (ggf. seine Eltern, Personensorgeberechtigten, Be-
treuer) davon in Kenntnis setzen kann.
5Soweit für den staatlichen Bereich darüber hinausgehen-
de Regelungen gelten, finden diese entsprechende Anwen-
dung.

(2) 1Vorgehen bei nach staatlichem Recht nicht aufgeklärten
Fällen: 
2Wenn der Verdacht des sexuellen Missbrauchs nach staat-
lichem Recht nicht aufgeklärt wird, zum Beispiel weil Ver-
jährung eingetreten ist, jedoch tatsächliche Anhaltspunkte
bestehen, die die Annahme eines sexuellen Missbrauchs an
Minderjährigen oder erwachsenen Schutzbefohlenen
rechtfertigen, sollen sich die zuständigen kirchlichen Stel-
len im Rahmen ihrer Möglichkeiten selbst um Aufklärung
bemühen. 
3Die Leitlinien Nrn. 36 und 37 gelten entsprechend, bei
Klerikern bis zu einer Entscheidung der Kongregation für
die Glaubenslehre.
4Dabei können auch ein forensisch-psychiatrisches Gut-
achten zur beschuldigten Person und ggf. auch ein Glaub-
haftigkeitsgutachten zur Aussage des mutmaßlichen Op-
fers eingeholt werden.

(3) 1Maßnahmen im Falle einer fälschlichen Beschuldigung:
2Erweist sich eine Beschuldigung oder ein Verdacht als
unbegründet, ist dies durch den Ordinarius im Abschluss-
dekret der kirchenrechtlichen Voruntersuchung festzuhal-
ten. 
3Dieses Dekret ist zusammen mit den Untersuchungsak-
ten gemäß can. 1719 CIC zu verwahren.
4Es ist Aufgabe des Ordinarius, den guten Ruf einer
fälschlich beschuldigten oder verdächtigten Person durch
geeignete Maßnahmen wiederherzustellen (vgl. can. 1717
§ 2 CIC bzw. can. 220 CIC).

§ 12 
Zusammenarbeit 

mit den staatlichen Strafverfolgungsbehörden 
und anderen zuständigen Behörden

(1) Kontaktperson zu den staatlichen Strafverfolgungsbehör-
den ist der Justitiar.

6 Papst Johannes Paul II., Apostolisches Schreiben motu proprio datae Sacra-
mentorum sanctitatis tutela [SST] vom 30. April 2001. Der in diesem Schrei-
ben angekündigte normative Teil liegt in seiner geltenden Form als Normae
de gravioribus delictis vom 21. Mai 2010 vor. [Diese Normen werden zitiert
unter Nennung des entsprechenden Artikels und unter Zufügung des Kür-
zels für das Bezugsdokument: SST.]



(2) Soweit tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht einer
Straftat nach dem 13. Abschnitt oder weiterer sexualbezo-
gener Straftaten des Strafgesetzbuches (StGB) vorliegen,
leitet der Justitiar die Informationen an die staatliche
Strafverfolgungsbehörde weiter.

(3) 1Die Pflicht zur Weiterleitung entfällt nur ausnahmsweise,
wenn dies dem ausdrücklichen, schriftlich dokumentier-
ten Wunsch des Opfers entspricht (vgl. § 5 Abs. 3) und
der Verzicht auf eine Mitteilung rechtlich zulässig ist. 2Die
Gründe für den Verzicht auf eine Mitteilung bedürfen ei-
ner genauen Dokumentation, die von dem mutmaßlichen
Opfer (ggf. seinen Eltern, Personensorgeberechtigten, Be-
treuer) zu unterzeichnen ist.  3Die Strafverfolgungsbehör-
den sind in jedem Fall einzuschalten, wenn weitere Ge-
fährdungen zu befürchten sind oder weitere mutmaßliche
Opfer ein Interesse an der strafrechtlichen Verfolgung der
Taten haben könnten.

(4) Die Stabsstelle Prävention/Intervention informiert – so-
weit rechtlich geboten - andere zuständige Behörden (z. B.
Jugendamt, Schulaufsicht).

§ 13
Information der Öffentlichkeit

und der betroffenen Einrichtungen 

(1) Für eine angemessene Information der Öffentlichkeit
steht die Pressestelle des Erzbistums zur Verfügung. 2Um
zusätzlichen Schaden für die Opfer und eine ungerechtfer-
tigte Diskriminierung der Täter zu vermeiden, wird eine
Ausgewogenheit zwischen der Transparenz und dem Per-
sönlichkeitsschutz von Opfern und Tätern angestrebt. 

(2) Vor einer Information der Öffentlichkeit haben Kirchen-
gemeinden, Gemeinde- und Kirchengemeindeverbände
die Pressestelle des Erzbistums hinzuzuziehen. 

(3) Alle katholischen Einrichtungen im Erzbistum Köln sind
gehalten, unverzüglich die Pressestelle des Erzbistums ein-
zuschalten und mit ihr das weitere Vorgehen abzustim-
men.

(4) 1Die zuständigen Personen der betroffenen kirchlichen
Einrichtungen, Seelsorgebereiche bzw. Pfarreien werden
von der Stabsstelle Prävention/Intervention im Auftrag
des Ordinarius über den Stand eines laufenden Verfahrens
informiert. 2Sie und ihre Einrichtungen bzw. Seelsorgebe-
reiche oder Pfarreien können Unterstützung erhalten, um
die mit dem Verfahren und der Aufarbeitung zusammen-
hängenden Belastungen bewältigen zu können.

(5) Wird gegen einen Kleriker nach Durchführung eines ent-
sprechenden Verfahrens rechtskräftig ein Strafdekret oder
ein kirchliches Strafurteil erlassen, so werden die für den
Status und die Amtsausübung relevanten Sanktionen im
Amtsblatt veröffentlicht.

§ 14
Hilfen für das Opfer

(1) 1Dem Opfer und seinen Angehörigen werden durch die
beauftragten Ansprechpersonen Hilfen angeboten oder
vermittelt. 2Die Hilfsangebote orientieren sich an dem je-

weiligen Einzelfall. 3Zu den Hilfsangeboten gehören seel-
sorgliche und therapeutische Hilfen.

(2) 1Das Opfer kann Hilfe nichtkirchlicher Einrichtungen in
Anspruch nehmen. 2Diese Möglichkeit besteht auch,
wenn der Fall verjährt oder die beschuldigte Person ver-
storben ist.

(3) Unabhängig davon können Opfer „Leistungen in Aner-
kennung des Leids, das Opfern sexuellen Missbrauchs zu-
gefügt wurde“ über die beauftragten Ansprechpersonen
beantragen (vgl. § 5 Abs. 4).

(4) 1Für die Entscheidung über die Gewährung von konkre-
ten Hilfen ist der Ordinarius zuständig, bei selbstständi-
gen kirchlichen Einrichtungen der Träger. 2Bei der Ge-
währung von Hilfen für ein Opfer sexuellen Missbrauchs
ist ggf. eng mit dem zuständigen Jugendamt oder anderen
Fachstellen zusammenzuarbeiten.

§ 15
Konsequenzen für den Täter

(1) 1Gegen Mitarbeitende im kirchlichen Dienst, die Minder-
jährige oder schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene se-
xuell missbraucht haben, wird im Einklang mit den jewei-
ligen staatlichen und kirchlichen dienst- oder arbeitsrecht-
lichen Regelungen vorgegangen. 2Die betreffende Person
wird nicht in der Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im kirchlichen
Bereich eingesetzt.

(2) 1Über die betreffende Person wird ein forensisch-psychia-
trisches Gutachten zur Risikoabschätzung eingeholt. 2Tä-
ter, bei denen eine behandelbare psychische Störung vor-
liegt, sollen sich einer Therapie unterziehen.

(3) 1Die Rückkehr eines Klerikers in den Seelsorgedienst ist
– unter Beachtung der gegen ihn verhängten Strafen –
auszuschließen, wenn dieser Dienst eine Gefahr für Min-
derjährige oder schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene
darstellt oder ein Ärgernis hervorruft.7 2Diese Maßnahme
kann auch dann ergriffen werden, wenn die Tat verjährt
ist. 3Es obliegt dem Ordinarius, dafür Sorge zu tragen,
dass die von ihm verfügten Beschränkungen oder Aufla-
gen eingehalten werden. 4Das gilt bei Klerikern auch für
die Zeit des Ruhestands. 5Bei einem des sexuellen Miss-
brauchs gemäß can. 1395 § 2 CIC überführten Mitglied
einer Ordensgemeinschaft ist gemäß can. 695 § 1 CIC
vorzugehen.

(4) 1Wird ein Kleriker oder Ordensangehöriger, der strafbare
sexualbezogene Handlungen im Sinne dieser Leitlinien
(vgl. LL Nr. 2) begangen hat, innerhalb der Diözese ver-
setzt und erhält er einen neuen Dienstvorgesetzten, wird
dieser über die besondere Problematik und eventuelle Auf-
lagen unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften
schriftlich informiert. 2Bei Versetzung oder Verlegung des
Wohnsitzes in eine andere Diözese wird der Diözesanbi-
schof bzw. der Ordensobere, in dessen Jurisdiktionsbe-
reich der Täter sich künftig aufhält, entsprechend der vor-
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7 Siehe Rundschreiben der Kongregation für die Glaubenslehre an die Bi-
schofskonferenzen für die Erstellung von Leitlinien (3. Mai 2011)



98 Amtsblatt des Erzbistums Köln
Stück 5 · 30. April 2014

stehenden Regelung in Kenntnis gesetzt. 3Gleiches gilt
gegenüber einem neuen kirchlichen Dienstvorgesetzen
und auch dann, wenn der sexuelle Missbrauch nach Ver-
setzung bzw. Verlegung des Wohnsitzes sowie nach dem
Eintritt in den Ruhestand bekannt wird.

(5) 1Bei Mitarbeitenden im kirchlichen Dienst, die ihren Ar-
beitsbereich beim selben Rechtsträger wechseln, ist der
neue Fachvorgesetzte unter Beachtung der gesetzlichen
Vorschriften in geeigneter Weise zu informieren. 2Diese
Informationspflicht gilt auch für die nicht strafbaren sexu-
albezogenen Handlungen, die in LL Nr. 2 genannt sind.

§ 16
Spezielle präventive Maßnahmen

(1) Wenn Anlass zur Sorge besteht, dass bei einer Person Ten-
denzen zu sexuellem Fehlverhalten vorliegen, wird eine fo-
rensisch-psychiatrische Begutachtung dringend angeraten.

(2) Im Übrigen erfolgt die Prävention im Sinne der Rahmen-
ordnung „Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Min-
derjährigen und erwachsenen Schutzbefohlenen im 
Bereich der Deutschen Bischofskonferenz“, auf der
Grundlage der Präventionsordnung sowie der Ausfüh-
rungsbestimmungen des Erzbistums Köln in der jeweils
geltenden Fassung.

§ 17
Vorgehen bei sexuellem Missbrauch durch 

ehrenamtlich Tätige 

(1) In der Arbeit von ehrenamtlich Tätigen mit Kindern und
Jugendlichen gelten die Vorschriften des Bundeskinder-
schutzgesetzes. Personen, die sich des sexuellen Miss-
brauchs Minderjähriger schuldig gemacht haben, werden
in der ehrenamtlichen Arbeit mit Kindern und Jugend-
lichen im kirchlichen Bereich nicht eingesetzt (§ 72a 
Abs. 4 SGB VIII).

(2) Bei Hinweisen auf sexuellen Missbrauch Minderjähriger
oder schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch eh-
renamtlich Tätige im kirchlichen Bereich gelten diese
Leitlinien bezüglich der notwendigen Verfahrensschritte
und Hilfsangebote entsprechend.

§ 18
Inkrafttreten

Diese Verfahrensordnung tritt am 1. Mai 2014 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Verfahrensordnung Missbrauch vom 
17. März 2011 (Amtsblatt des Erzbistums Köln 2011, Nr. 73)
außer Kraft.

Köln, den 13. Februar 2014

+ Joachim Card. Meisner
Erzbischof von Köln

Nr. 94 Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte 
Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfe-
bedürftigen Erwachsenen (Präventionsordnung)

Präambel

1Die Deutsche Bischofskonferenz hat am 26. August 2013 die
Leitlinien für den Umgang mit sexuellem Missbrauch an Min-
derjährigen aus den Jahren 2002 und 2010 fortgeschrieben
(Amtsblatt 2014, im selben Heft).

2Ebenfalls am 26. August 2013 hat die Deutsche Bischofskon-
ferenz die Rahmenordnung zur Prävention gegen sexualisierte
Gewalt aus dem Jahr 2010 fortgeschrieben (Amtsblatt 2014,
im selben Heft).

3In Anerkennung ihrer Verantwortung und Sorge für das Wohl
und den Schutz von Minderjährigen sowie schutz- oder hilfe-
bedürftigen Erwachsenen haben sich die (Erz-)Bischöfe der in
Nordrhein-Westfalen gelegenen (Erz-)Diözesen auf gemeinsa-
me Anforderungen und Vorgaben zur Prävention gegen sexua-
lisierte Gewalt verständigt. 4Auf dieser Grundlage wird für die
Erzdiözese Köln, unbeschadet weitergehender staatlicher Rege-
lungen, die nachfolgende Präventionsordnung erlassen:

I. Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Ordnung findet Anwendung auf kirchliche Rechts-
träger und ihre Dienststellen, Einrichtungen und sonsti-
gen selbstständig geführten Stellen, die dem Erzbischof
unmittelbar zugeordnet sind, insbesondere die Erzdiözese,
die Kirchengemeinden, die Verbände von Kirchengemein-
den und die Gemeindeverbände sowie die sonstigen kirch-
lichen Rechtsträger in der Rechtsform der öffentlichen ju-
ristischen Personen des kanonischen Rechts.

(2) 1Diese Ordnung findet auch Anwendung auf alle sonsti-
gen Rechtsträger und ihre Einrichtungen in Bezug auf ih-
re seelsorglichen, caritativen, liturgischen oder sonstigen
pastoralen Tätigkeiten, Aufgaben oder Unternehmungen
im Bereich der Erzdiözese. 2Zu den sonstigen kirchlichen
Rechtsträgern im Sinne von Satz 1 gehören insbesondere
die kirchlichen Vereine, (Jugend-) Verbände, Stiftungen
und Gesellschaften.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) 1Der Begriff sexualisierte Gewalt im Sinne dieser Ord-
nung umfasst neben strafbaren, sexualbezogenen Hand-
lungen auch sonstige sexuelle Übergriffe sowie Grenzver-
letzungen. 2Sie betreffen alle Verhaltens- und Umgangs-
weisen mit sexuellem Bezug, die gegenüber Einwilli-
gungsunfähigen oder mit vermeintlicher Einwilligung,
ohne Einwilligung oder gegen den ausdrücklichen Willen
der schutz- oder hilfebedürftigen Personen erfolgen. 3Dies
umfasst auch alle Handlungen zur Vorbereitung, Durch-
führung und Geheimhaltung sexualisierter Gewalt.

(2) Strafbare sexualbezogene Handlungen sind Handlungen
nach dem 13. Abschnitt des Strafgesetzbuches (StGB) so-
wie weitere sexualbezogene Straftaten des StGB.
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(3) Strafbare sexualbezogene Handlungen nach kirchlichem
Recht sind solche nach can. 1395 § 2 des Codex Iuris Ca-
nonici (CIC) in Verbindung mit Art. 6 § 1 des Motu Pro-
prio Sacramentorum Sanctitatis Tutela (SST), nach can.
1387 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch
nach can. 1378 § 1 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 1
SST, soweit sie an Minderjährigen oder Personen began-
gen werden, deren Vernunftgebrauch habituell einge-
schränkt ist (Art. 6 § 1 n. 1 SST).

(4) Sonstige sexuelle Übergriffe sind nicht lediglich zufällige,
sondern beabsichtigte Handlungen unterhalb der Schwel-
le der Strafbarkeit, die im pastoralen oder erzieherischen
sowie im betreuenden oder pflegerischen Umgang mit
Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Er-
wachsenen unangemessen und grenzüberschreitend sind.

(5) Grenzverletzungen sind einmalige oder gelegentliche
Handlungen, die im pastoralen, erzieherischen, betreuen-
den oder pflegerischen Umgang mit Minderjährigen und
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen unangemessen
sind.

(6) Schutz- oder hilfebedürfige Erwachsene im Sinne dieser
Ordnung sind behinderte, gebrechliche oder kranke Per-
sonen gegenüber denen Kleriker, Ordensangehörige, Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter sowie ehrenamtlich Tätige
eine besondere Sorgepflicht haben, weil sie ihrer Fürsorge
oder Obhut anvertraut sind und bei denen aufgrund ihrer
Schutz- oder Hilfebedürftigkeit eine besondere Gefähr-
dung gemäß Absatz 2 bis 5 besteht.

(7) 1Mitarbeitende sowie ehrenamtlich Tätige im Sinne dieser
Ordnung sind alle Personen einschließlich Kleriker und
Ordensangehörige, die im Rahmen ihrer haupt-, neben-
oder ehrenamtlichen Tätigkeit Minderjährige, schutz-
oder hilfebedürftige Erwachsene beaufsichtigen, betreuen,
erziehen, ausbilden oder vergleichbaren Kontakt zu ihnen
haben.
2Soweit eine Ausführungsbestimmung nichts Abweichen-
des regelt, sind Honorarkräfte, Praktikanten, Freiwilligen-
dienstleistende und Mehraufwandsentschädigungskräfte
(1-Euro-Jobber) auch Mitarbeitende im Sinne dieser Ord-
nung.

II. Institutionelles Schutzkonzept

§ 3
Institutionelles Schutzkonzept

Jeder Rechtsträger hat entsprechend den §§ 4 -10 ein institu-
tionelles Schutzkonzept zu erstellen.

§ 4
Persönliche Eignung

(1) Kirchliche Rechtsträger tragen Verantwortung dafür, dass
nur Personen mit der Beaufsichtigung, Betreuung, Erzie-
hung oder Ausbildung von Minderjährigen und schutz-
oder hilfebedürftigen Erwachsenen betraut werden, die
neben der erforderlichen fachlichen auch über die persön-
liche Eignung verfügen.

(2) Die zuständigen Personalverantwortlichen thematisieren
die Prävention gegen sexualisierte Gewalt im Vorstellungs-

gespräch sowie – der Position und Aufgabe angemessen –
in weiteren Personalgesprächen. In der Aus- und Fortbil-
dung ist sie Pflichtthema.

(3) Personen im Sinne von § 2 Abs. 7 dürfen in keinem Fall
eingesetzt werden, wenn sie rechtskräftig wegen einer in 
§ 2 Absatz 2 oder 3 genannten Straftat verurteilt worden
sind.

§ 5
Erweitertes Führungszeugnis und 

Selbstauskunftserklärung

(1) 1Zur Erfüllung ihrer Verpflichtung aus § 4 haben sich
kirchliche Rechtsträger von Personen gem. § 2 Abs. 7 bei
der Einstellung bzw. Beauftragung und nachfolgend im
regelmäßigen Abstand von fünf Jahren entsprechend den
gesetzlichen und arbeitsrechtlichen Regelungen, insbeson-
dere des Bundeskinderschutzgesetzes, sowie der zu diesem
Paragrafen erlassenen Ausführungsbestimmung ein er-
weitertes Führungszeugnis vorlegen zu lassen.
2Ebenso haben sie sich einmalig eine Selbstauskunftserklä-
rung dahingehend vorlegen zu lassen, dass die betreffende
Person nicht wegen einer in § 2 Absatz 2 oder 3 genann-
ten Straftat verurteilt und auch insoweit kein Ermittlungs-
bzw. Voruntersuchungsverfahren gegen sie eingeleitet
worden ist. 3Darüber hinaus beinhaltet die Selbstaus-
kunftserklärung die Verpflichtung, bei Einleitung eines
Ermittlungsverfahrens dem Rechtsträger hiervon unver-
züglich Mitteilung zu machen.

(2) 1Die Verpflichtung nach Absatz 1 gilt unabhängig vom
Beschäftigungsumfang insbesondere im Hinblick auf fol-
gende Personengruppen:

1. Kleriker einschließlich der Kandidaten für das Weihe-
amt;

2. Ordensangehörige oder Mitarbeitende in einem Ge-
stellungs- oder sonstigen Beschäftigungsverhältnis im
Jurisdiktionsbereich des Erzbischofs; 

3. Pastoral- und Gemeindereferenten/innen sowie An-
wärter/innen auf diese Berufe.

2Bei in anderen (Erz-)Diözesen oder einem Orden inkar-
dinierten Klerikern, die bereits ihrem Inkardinationsobe-
ren ein erweitertes Führungszeugnis vorgelegt haben,
reicht die Vorlage einer Kopie des jeweils aktuellen Origi-
nals. 3Für die in den Nrn. 2 und 3 genannten Personen-
gruppen gilt Satz 2 entsprechend.

§ 6
Verhaltenskodex

(1) 1Jeder Rechtsträger gewährleistet, dass verbindliche Ver-
haltensregeln, die ein fachlich adäquates Nähe-Distanz-
Verhältnis und einen respektvollen Umgang und eine offe-
ne Kommunikationskultur gegenüber den Minderjähri-
gen sowie gegenüber schutz- oder hilfebedürftigen
Erwachsenen sicherstellen (Verhaltenskodex), im jeweili-
gen Arbeitsbereich partizipativ erstellt werden. 2Der Ver-
haltenskodex hat den von der zuständigen Koordinations-
stelle zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt festgeleg-
ten Standards zu entsprechen.
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(2) Der Verhaltenskodex sowie die Sanktionen bei Nichtein-
haltung sind vom Rechtsträger in geeigneter Weise zu ver-
öffentlichen.

(3) 1Der Verhaltenskodex ist von den Personen gem. § 2 
Abs. 7 durch Unterzeichnung anzuerkennen. 2Die Unter-
zeichnung ist verbindliche Voraussetzung für eine An-
und Einstellung, für eine Weiterbeschäftigung sowie für
die Beauftragung zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit.

(4) Dem Rechtsträger bleibt es unbenommen, im Einklang
mit den geltenden arbeitsrechtlichen Bestimmungen über
den Verhaltenskodex hinaus Dienstanweisungen und
hausinterne Regelungen zu erlassen.

§ 7
Beschwerdewege

1Im Rahmen des institutionellen Schutzkonzeptes sind Be-
schwerdewege für die Minderjährigen sowie die schutz- oder
hilfebedürftigen Erwachsenen, für die Eltern bzw. Personen-
sorgeberechtigten sowie den im § 2 Absatz 7 genannten Perso-
nenkreis zu beschreiben. 2Darüber hinaus sind interne und ex-
terne Beratungsstellen zu benennen.

§ 8
Qualitätsmanagement

1Kirchliche Rechtsträger tragen Verantwortung dafür, dass
Maßnahmen zur Prävention nachhaltig Beachtung finden und
fester Bestandteil ihres Qualitätsmanagements sind. 2Hierzu
gehört auch die Nachsorge in einem irritierten System.

§ 9
Aus- und Fortbildung

(1) Kirchliche Rechtsträger tragen Verantwortung dafür, dass
die Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjähri-
gen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen inte-
graler Bestandteil der Aus- und Fortbildung aller Mitar-
beitenden sowie ehrenamtlich Tätigen im Sinne von § 2
Abs. 7 ist.

(2) Dies erfordert Schulungen insbesondere zu Fragen von 

1. angemessenem Nähe- und Distanzverhältnis,

2. Strategien von Täterinnen und Tätern, 

3. Psychodynamiken der Opfer, 

4. Dynamiken in Institutionen sowie begünstigenden
institutionellen Strukturen, 

5. Straftatbeständen und weiteren einschlägigen recht-
lichen Bestimmungen, 

6. eigener emotionaler und sozialer Kompetenz, 

7. Kommunikations- und Konfliktfähigkeit, 

8. Verfahrenswegen bei Anzeichen sexualisierter Gewalt,

9. Information zu notwendigen und angemessenen Hil-
fen für von sexualisierter Gewalt Betroffene, ihre An-
gehörigen und die betroffenen Institutionen,

10. sexualisierte Gewalt von Minderjährigen und schutz-
oder hilfebedürftigen Erwachsenen an anderen Min-
derjährigen und/oder schutz- oder hilfebedürftigen
Erwachsenen.

§ 10
Maßnahmen zur Stärkung von Minderjährigen und

schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen

Geeignete Maßnahmen zur Stärkung von Minderjährigen und
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen (Primärpräven-
tion) sind zu entwickeln.

III. Koordinationsstelle zur Prävention gegen sexualisierte
Gewalt

§ 11
Präventionsbeauftragter

(1) Der Erzbischof errichtet eine diözesane Koordinationsstel-
le zur Unterstützung, Vernetzung und Steuerung der diö-
zesanen Aktivitäten.

(2) 1Als Leiter/in der diözesanen Koordinationsstelle wird
ein/e Präventionsbeauftragte/r bestellt. 2Die Bestellung er-
folgt durch den Erzbischof für einen Zeitraum von drei
Jahren. 3Die Wiederbestellung ist möglich.

(3) 1Der/Die Präventionsbeauftragte ist zum gegenseitigen
Austausch und zur Abstimmung mit den Präventionsbe-
auftragten der anderen in Nordrhein-Westfalen gelegenen
(Erz)Diözesen verpflichtet. 2Er/Sie wirkt darauf hin, dass
möglichst einheitliche Präventionsstandards entwickelt
werden.

(4) Mehrere (Erz-)Bischöfe können eine gemeinsame Koordi-
nationsstelle einrichten und eine/n gemeinsame/n Präven-
tionsbeauftragte/n als Leiter/in bestellen.

(5) Die Koordinationsstelle nach Absatz 1 hat insbesondere
folgende Aufgaben: 

1. Beratung und Abstimmung bei der Entwicklung und
Umsetzung von institutionellen Schutzkonzepten, 

2. Evaluation und Weiterentwicklung von verbindlichen
Qualitätsstandards,

3. Vernetzung mit kirchlichen und nicht-kirchlichen
Fachberatungsstellen gegen sexualisierte Gewalt,

4. Organisation von Multiplikatoren- und Mitarbeiter-
schulungen,

5. Sicherstellung der Qualifizierung und Information
der Präventionsfachkräfte gem. § 12 und Einladung
zur regelmäßigen Reflexion und Weiterbildung,

6. Vermittlung von Fachreferenten/innen,

7. Beratung von Aus- und Weiterbildungseinrichtun-
gen,

8. Fachberatung bei der Planung und Durchführung
von Präventionsprojekten,

9. Entwicklung und Information von Präventionsmate-
rialien und -projekten,

10. Öffentlichkeitsarbeit in Kooperation mit der Presse-
stelle der Erzdiözese,

11. Fachlicher Austausch mit den beauftragten Ansprech-
personen für Verdachtsfälle sexuellen Missbrauchs der
Erzdiözese.
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§ 12
Präventionsfachkraft

(1) 1Jeder kirchliche Rechtsträger benennt eine oder mehrere
für Präventionsfragen geschulte Person(en), die den Träger
bei der nachhaltigen Umsetzung des institutionellen
Schutzkonzepts berät und unterstützt. 2Die Bezeichnung
lautet “Präventionsfachkraft”.

(2) Mehrere kirchliche Rechtsträger können gemeinsam eine
Präventionsfachkraft bestellen.

IV. Rechtsfolgen

§ 13
Förderungsfähigkeit

Rechtsträger gem. § 1 Abs. 2, die diese Präventionsordnung
nicht zur Anwendung bringen und auch kein eigenes, von der
diözesanen Koordinationsstelle als gleichwertig anerkanntes
Regelungswerk haben, werden bei der Vergabe diözesaner Zu-
schüsse nicht berücksichtigt.

V. Schlussbestimmungen

§ 14
Ausführungsbestimmungen

Die zur Ausführung dieser Ordnung erforderlichen Regelun-
gen trifft der Generalvikar.

§ 15
Inkrafttreten

(1) Diese Präventionsordnung tritt zum 1. Mai 2014 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Präventionsordnung vom 9. März
2011 (Amtsblatt 2011, Nr. 71) außer Kraft.

Köln, den 11. Februar 2014

+ Joachim Card. Meisner
Erzbischof von Köln

Nr. 95 Bestellung eines Präventionsbeauftragten

Der Erzbischof hat Herrn Oliver Vogt gem. § 11 der Ordnung
zur Prävention von sexuellem Missbrauch an Minderjährigen
(Präventionsordnung) für die Zeit vom 1. April 2014 bis zum
31. März 2017 zum Präventionsbeauftragten für den Bereich
des Erzbistums Köln bestellt. Diese Ernennung gilt zugleich
als Ernennung zum Präventionsbeauftragten aufgrund der
Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Min-
derjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen
(Präventionsordnung) in der durch Amtsblattveröffentlichung
zum 1. Mai 2014 in Kraft tretenden Fassung.

Köln, den 12. Februar 2014

+ Joachim Card. Meisner
Erzbischof von Köln

Bekanntmachungen des Diözesanadministrators

Nr. 96 Ausführungsbestimmungen zu den §§ 3, 5, 6, 7, 
8, 9 und 12 der Ordnung zur Prävention gegen 
sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
(Ausführungsbest. PrävO)

Köln, den 10. April 2014

Gemäß § 14 der Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte
Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen
Erwachsenen (Präventionsordnung – PrävO) (Amtsblatt des
Erzbistums Köln 2014, im selben Heft) werden zu den §§ 3, 5,
6, 7, 8, 9 und 12 der Präventionsordnung folgende Ausfüh-
rungsbestimmungen erlassen: 

I. Ausführungsbestimmungen zu § 3 PrävO Institutionelles
Schutzkonzept 1

1. Jeder kirchliche Rechtsträger hat, ausgehend von einer
Risikoanalyse, institutionelle Schutzkonzepte für seine

Zuständigkeitsbereiche zu erstellen. Dem kirchlichen
Rechtsträger kommt dabei die Aufgabe zu, den Prozess
zu initiieren, zu koordinieren und die Umsetzung zu
gewährleisten. Der Präventionsbeauftragte2 steht bei
der Erstellung von institutionellen Schutzkonzepten
beratend und unterstützend zur Verfügung. 

2. Verschiedene kirchliche Rechtsträger können gemein-
sam ein institutionelles Schutzkonzept entwickeln. 

3. Kirchliche Rechtsträger, die Mitglieder in einem Spit-
zen- bzw. Dachverband sind, können das von ihrem
Spitzen- bzw. Dachverband entwickelte institutionelle
Schutzkonzept übernehmen. Wird das institutionelle
Schutzkonzept übernommen, ist eine Überprüfung
und Anpassung an den eigenen Rechtsbereich durch-
zuführen und zu dokumentieren.

4. Ein bereits zum Zeitpunkt der Inkraftsetzung der Aus-
führungsbestimmungen erarbeitetes oder geltendes in-
stitutionelles Schutzkonzept muss vom kirchlichen
Rechtsträger auf die Übereinstimmung mit der Prä-
ventionsordnung und diesen Ausführungsbestimmun-
gen überprüft werden.1 Seitens der Präventionsbeauftragten in den nordrhein-westfälischen

(Erz-)Diözesen werden für die verschiedenen Arbeitsfelder Modelle von in-
stitutionellen Schutzkonzepten unter Einbeziehung von Spitzen- bzw.
Dachverbänden entwickelt und den kirchlichen Rechtsträgern zur Unter-
stützung ihrer eigenen Entwicklungsbemühungen als Orientierung zur Ver-
fügung gestellt. Diese beinhalten auch Arbeitshilfen für die Risikoanalyse.
Die Modelle müssen auf die jeweilige Situation hin entsprechend angepasst
werden.

2 Soweit personenbezogenen Bezeichnungen im Interesse der Lesbarkeit und
Verständlichkeit im Folgenden in der männlichen Form stehen, wird diese
Form verallgemeinernd verwendet und bezieht sich auf beide Geschlechter. 
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5. In das institutionelle Schutzkonzept sind die Inhalte
der §§ 4-10 der Präventionsordnung (Persönliche Eig-
nung, Erweitertes Führungszeugnis und Selbstaus-
kunftserklärung, Verhaltenskodex, Beschwerdewege,
Qualitätsmanagement, Aus- und Fortbildung, Maß-
nahmen zur Stärkung von Minderjährigen und
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen) und die
dazu erlassenen Ausführungsbestimmungen aufzuneh-
men. 

6. Das erarbeitete institutionelle Schutzkonzept ist durch
den kirchlichen Rechtsträger bis zum 30.06.2016 in
Kraft zu setzen, in geeigneter Weise in den Einrichtun-
gen, Gremien und sonstigen Gliederungen des kirch-
lichen Rechtsträgers zu veröffentlichen und dem Prä-
ventionsbeauftragten der Erzdiözese Köln zuzuleiten.  

II. Ausführungsbestimmungen zu § 5 PrävO Erweitertes
Führungszeugnis und Selbstauskunftserklärung

1. Die Aufforderung zur Vorlage eines erweiterten Füh-
rungszeugnisses enthält die Bescheinigung der beruf-
lichen Tätigkeit, die zur Beantragung des erweiterten
Führungszeugnisses berechtigt. Die anfallenden Kos-
ten für die Erteilung trägt der kirchliche Rechtsträger.
Ausgenommen ist die Kostenübernahme bei Neuein-
stellungen.

2. Bei ehrenamtlich tätigen Personen, deren Tätigkeit
nach Art und Intensität des Kontaktes mit Minderjäh-
rigen nach Einschätzung des Rechtsträgers oder gemäß
einer Vereinbarung nach § 72a SGB VIII eine Ein-
sichtnahme in das erweiterte Führungszeugnis erfor-
derlich macht, enthält die Aufforderung die Bescheini-
gung der ehrenamtlichen Tätigkeit, die entsprechend
den jeweiligen rechtlichen Bestimmungen zu einer
kostenfreien Beantragung des erweiterten Führungs-
zeugnisses berechtigt. 

3. Der kirchliche Rechtsträger stellt sicher, dass beim
Umgang mit den Daten der Führungszeugnisse (ein-
schließlich der Dokumentation der Daten) die daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen nach der Anord-
nung über den kirchlichen Datenschutz – KDO in der
jeweiligen geltenden Fassung und ggf. vorrangigen be-
reichsspezifischen kirchlichen oder staatlichen Rechts-
vorschriften (vgl. § 1 Abs. 3 KDO) eingehalten wer-
den.

4. Zur Prüfung der Art, Dauer und Intensität des Kon-
taktes kann der kirchliche Rechtsträger ein Prüfsche-
ma3 verwenden. Der kirchliche Rechtsträger hat das
von ihm benutzte Prüfschema zu dokumentieren.

5. Kirchliche Rechtsträger fordern alle Personen gemäß 
§ 2 Abs. 7 Präventionsordnung mit Ausnahme von al-
len ehrenamtlich Tätigen auf, einmalig eine Selbstaus-
kunftserklärung abzugeben. Die Selbstauskunftserklä-
rung wird nach den geltenden arbeits- und daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen vom kirchlichen
Rechtsträger verwaltet und aufbewahrt.

III. Ausführungsbestimmungen zu § 6 PrävO Verhaltens-
kodex

1. Der kirchliche Rechtsträger hat dafür Sorge zu tragen,
dass ein Verhaltenskodex im jeweiligen Arbeitsbereich
partizipativ erstellt, veröffentlicht und damit verbind-
lich wird. 

2. Bei der Entwicklung des Verhaltenskodex sind, soweit
vorhanden:
• der kirchliche Rechtsträger oder dessen Vertreter, 
• die Mitarbeitervertretung, 
• ein Mitarbeitender in leitender Verantwortung,
• Mitarbeitende sowie ehrenamtlich Tätige,
• Minderjährige und/oder schutz- oder hilfebedürf-

tige Erwachsene sowie deren gesetzliche Vertreter
angemessen einzubinden.

Der Rechtsträger dokumentiert, wer an der Entwick-
lung mitgewirkt hat. 

3. Jeder kirchliche Rechtsträger gewährleistet darüber
hinaus, dass der Verhaltenskodex verbindliche Verhal-
tensregeln in folgenden Bereichen umfasst:
• Sprache und Wortwahl bei Gesprächen, 
• adäquate Gestaltung von Nähe und Distanz, 
• Angemessenheit von Körperkontakten,
• Beachtung der Intimsphäre,
• Zulässigkeit von Geschenken,
• Umgang mit und Nutzung von Medien und sozi-

alen Netzwerken, 
• Disziplinierungsmaßnahmen.

4. Alle Mitarbeitenden und ehrenamtlich Tätigen erhal-
ten eine Ausfertigung des Verhaltenskodex, den sie
durch ihre Unterschrift anzuerkennen haben. 

5. Der kirchliche Rechtsträger hat Sorge dafür zu tragen,
dass der unterzeichnete Verhaltenskodex unter Beach-
tung der geltenden arbeits- und datenschutzrecht-
lichen Bestimmungen abgelegt bzw. die Unterzeich-
nung von ehrenamtlich Tätigen dokumentiert wird. 

6. Vorgesetzte und Leitungskräfte haben eine besondere
Verantwortung dafür, die verbindlichen Verhaltensre-
geln einzufordern und im Konfliktfall fachliche Bera-
tung und Unterstützung zu ermöglichen.

7. Bis zur Erstellung eines Verhaltenskodex ist das bishe-
rige Muster der Selbstverpflichtungserklärung gemäß
§ 6 der am 01.04.2011 in Kraft getretenen Präven-
tionsordnung (Amtsblatt 2011, Nr. 71) weiterhin zu
verwenden.

IV. Ausführungsbestimmungen zu § 7 PrävO Beschwerde-
wege 

1. Jeder kirchliche Rechtsträger hat in seinem institutio-
nellen Schutzkonzept Beschwerdewege sowie interne
und externe Beratungsstellen aufzuzeigen, um sicher-

3 Prüfschema zur Notwendigkeit der Einsichtnahme in ein Führungszeugnis
für nebenberuflich und ehrenamtlich tätige Personen in: Empfehlungen der
Landesjugendämter Westfalen Lippe und Rheinland, der kommunalen
Spitzenverbände NRW und des landeszentralen Arbeitskreises der Jugend-
arbeit/Jugendsozialarbeit (G 5) zu den Vereinbarungen zwischen den Trä-
gern der freien und öffentlichen Jugendhilfe in NRW zu den Führungszeug-
nissen gemäß § 72a SGB VIII bei Neben- und Ehrenamtlichen in der Kin-
der- und Jugendförderung;
Prüfraster als Empfehlung zur Einordnung ehrenamtlicher Tätigkeiten hin-
sichtlich einer verpflichtenden Vorlage eines erweiterten Führungszeugnis-
ses bei Jugendverbänden – Enthalten als Anlage 2 in der Arbeitshilfe zum
Einsatz und Umgang mit Erweiterten Führungszeugnissen des BDKJ
NRW. Entsprechende Prüfschemata sind auf der Homepage
www.praevention-erzbistum-koeln.de hinterlegt. 
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zustellen, dass Missstände von allen Betroffenen (Mit-
arbeitenden, Ehrenamtlichen, Kindern, Jugendlichen,
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen sowie El-
tern, Personensorgeberechtigten und gesetzlichen Be-
treuern) benannt werden können. 

2. Der kirchliche Rechtsträger hat durch geeignete Maß-
nahmen dafür Sorge zu tragen, dass alle Beteiligten,
insbesondere Minderjährige und schutz- oder hilfebe-
dürftige Erwachsene, regelmäßig und angemessen
über ihre Rechte und Pflichten informiert werden. 

3. Der kirchliche Rechtsträger benennt im Hinblick auf
eine fachkompetente Einschätzung von vermuteten
Fällen sexualisierter Gewalt Ansprechpersonen, die bei
unklaren und uneindeutigen Situationen zur Klärung
hinzugezogen werden können.

4. Der kirchliche Rechtsträger hat in seinem Zuständig-
keitsbereich sicherzustellen, dass im Hinblick auf die
Benennung sexualisierter Gewalt und sexueller Grenz-
verletzungen die beauftragten Ansprechpersonen für
Betroffene von sexualisierter Gewalt der (Erz-)Diözese
bekannt gemacht sind. 

5. Um die ordnungsgemäße Bearbeitung von Beschwer-
den über sexualisierte Gewalt zu gewährleisten, veröf-
fentlicht der kirchliche Rechtsträger in geeigneter
Weise im jeweiligen Rechtsbereich Handlungsleitfä-
den. Diese haben sich an der diözesanen Ordnung zur
Umsetzung der Leitlinien (Ordnung zum Umgang
mit Hinweisen auf sexuellen Missbrauch an Minder-
jährigen und an schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen durch Kleriker, Ordensangehörige oder Laien
und Ehrenamtliche im pastoralen oder kirchlichen
Dienst des Erzbistums Köln, Verfahrensordnung Miss-
brauch – VerfO Missbrauch) (vgl. Amtsblatt 2014, im
selben Heft) zu orientieren. Hierbei ist insbesondere
auf ein transparentes Verfahren mit klarer Regelung
der Abläufe und Zuständigkeiten und auf die Doku-
mentationspflicht Wert zu legen.

V. Ausführungsbestimmungen zu § 8 PrävO Qualitätsma-
nagement

1. Der kirchliche Rechtsträger stellt sicher, dass die Min-
derjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen sowie deren Erziehungs- bzw. Personensorgebe-
rechtigte oder gesetzliche Betreuer über die Maßnah-
men zur Prävention angemessen informiert werden
und die Möglichkeit haben, Ideen, Kritik und Anre-
gungen an den kirchlichen Rechtsträger weiterzuge-
ben.

2. Sämtliche Maßnahmen zur Prävention sind mittels ei-
nes geeigneten und angemessenen Instruments (Frage-
bogen, Befragung, persönliche Gespräche etc.) zu eva-
luieren und zu überprüfen. Die Ergebnisse sind auszu-
werten und sollen in die Weiterentwicklung von
Präventionsmaßnahmen und den Aufbau einer „Kul-
tur der Achtsamkeit“ einfließen.

3. Der kirchliche Rechtsträger trägt dafür Sorge, dass das
institutionelle Schutzkonzept bei einem Vorfall sexua-
lisierter Gewalt, bei strukturellen Veränderungen oder
spätestens alle fünf Jahre überprüft und gegebenenfalls
angepasst wird. 

4. Wenn es zu einem Vorfall sexualisierter Gewalt in sei-
nem Zuständigkeitsbereich gekommen ist, prüft der
kirchliche Rechtsträger in Zusammenarbeit mit den
Beteiligten, welche Unterstützungsleistungen sinnvoll
und angemessen sind. Dabei ist auch zu prüfen, inwie-
weit geschlechtsspezifische Hilfen zur Aufarbeitung
für Einzelne wie für Gruppen auf allen Ebenen der In-
stitution notwendig sind.

5. Der kirchliche Rechtsträger stellt unter Berücksichti-
gung der Persönlichkeitsrechte  der Beteiligten und
unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen die Information der Öffentlichkeit sicher. Auf
Wunsch berät die Pressestelle der Erzdiözese oder des
Spitzen- bzw. Dachverbandes den Rechtsträger in sol-
chen Fällen.

VI. Ausführungsbestimmungen zu § 9 PrävO Aus- und Fort-
bildung

1. Die Qualifizierungs- und Schulungsmaßnahmen sind
arbeitsfeldbezogen zu definieren und dienen der Sensi-
bilisierung, der Vermittlung grundlegender Informa-
tionen zum Thema sexualisierte Gewalt und der Erar-
beitung eines fachlich-adäquaten Nähe-Distanz-Ver-
hältnisses in der Arbeit mit Minderjährigen und
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen. Die inne-
re Haltung zu einem respektvollen und wertschätzen-
den Umgang mit Minderjährigen und schutz- oder
hilfebedürftigen Erwachsenen soll durch die Ausein-
andersetzung mit den unter § 9 Abs. 2 Präventions-
ordnung genannten Themen gestärkt und weiter ent-
wickelt werden. Das Ziel jeder Schulung ist auch die
Vermittlung von nötigen Interventionsschritten, die
zur Handlungssicherheit bei Verdacht auf sexualisierte
Gewalt beitragen.

2. Der kirchliche Rechtsträger ist verpflichtet, alle Mitar-
beitenden und ehrenamtlich Tätigen, die in ihrer Ar-
beit Kontakt mit Kindern, Jugendlichen bzw. schutz-
oder hilfebedürftigen Erwachsenen haben, gründlich
über die Prävention gegen sexualisierte Gewalt zu in-
formieren bzw. zu schulen. 

3. Der kirchliche Rechtsträger differenziert bei den
unterschiedlichen Personengruppen, welche Intensität
und Regelmäßigkeit in der Arbeit mit Minderjährigen
bzw. schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen be-
steht. 

4. Der kirchliche Rechtsträger entscheidet anhand des ar-
beitsfeldspezifischen diözesanen Curriculums, welche
Mitarbeitenden und ehrenamtlich Tätigen in welchem
Umfang geschult werden.
• Mitarbeitende in leitender Verantwortung tragen

Personal- und Strukturverantwortung. Daher
muss diese Personengruppe über eine
Basisschulung hinaus im Rahmen ihrer
Verantwortungsbereiche geschult werden und
Hilfestellungen vermittelt bekommen, wie ein
geeignetes Präventions- und Schutzkonzept für die
Einrichtung erstellt, umgesetzt und weiterent-
wickelt werden kann. Die Dauer und Intensität
des Kontaktes mit Minderjährigen bzw. schutz-
oder hilfebedürftigen Erwachsenen ist nicht aus-
schlaggebend.
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• Mitarbeitende mit einem intensiven, pädagogi-
schen, therapeutischen, betreuenden, beaufsich-
tigenden, pflegenden oder seelsorglichen Kontakt
mit Minderjährigen bzw. schutz- oder hilfebe-
dürftigen Erwachsenen müssen im Rahmen einer
Intensivschulung gründlich geschult werden.

• Nebenberuflich und ehrenamtlich Tätige mit
einem regelmäßigen  pädagogischen, therapeuti-
schen, betreuenden, beaufsichtigenden oder pfle-
genden Kontakt mit Minderjährigen bzw.
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen müs-
sen im Rahmen einer Basisschulung geschult
werden. Ebenso sind Personen, die einen kurzzei-
tigen Kontakt mit Übernachtung mit
Minderjährigen bzw. schutz- oder hilfebedürfti-
gen Erwachsenen haben, im Rahmen einer
Basisschulung zu schulen.

5. Der kirchliche Rechtsträger hat dafür Sorge zu tra-
gen, dass die unterschiedlichen Personengruppen in-
formiert oder geschult werden und in einer angemes-
senen Frist (mindestens alle fünf Jahre) an Fortbil-
dungsveranstaltungen in diesem Bereich teilnehmen.

6. Zur Durchführung der entsprechenden Schulungs-
maßnahmen sind dafür ausgebildete Schulungsrefe-
renten und Multiplikatoren berechtigt. Die Ausbil-
dung erfolgt in speziellen Qualifizierungsmaßnah-
men in Verantwortung des Präventionsbeauftragten
oder in eigener Verantwortung des Rechtsträgers mit
Zustimmung des Präventionsbeauftragten.

7. Auch Personen, die anderweitig ausgebildet wurden
oder als Fachkräfte z.B. in Beratungsstellen gegen se-
xuelle Gewalt arbeiten, können als Schulungsreferen-
ten eingesetzt werden. Die Anerkennung einer ein-
schlägigen Qualifizierungsmaßnahme sowie evtl.
entsprechende Vorerfahrungen erfolgt durch den
Präventionsbeauftragten. 

8. Die regelmäßige Begleitung, Beratung, Fortbildung
und Koordination der Schulungsreferenten und
Multiplikatoren liegt im Verantwortungsbereich des
Präventionsbeauftragten.

VII. Ausführungsbestimmungen zu § 12 Präventionsordnung
Präventionsfachkraft

1. Jeder kirchliche Rechtsträger benennt mindestens ei-
ne geeignete Person, die aus der Perspektive des je-
weiligen Rechtsträgers eigene präventionspraktische
Bemühungen befördert und die nachhaltige Umset-
zung der von der Präventionsordnung und den dazu
erlassenen Ausführungsbestimmungen vorgegebenen
Maßnahmen unterstützt. Die Person kann ein Mit-
arbeitender oder ehrenamtlich Tätiger sein; sie muss
Einblick in die Strukturen des Rechtsträgers haben.
Die Bezeichnung lautet „Präventionsfachkraft“.
Mehrere kirchliche Rechtsträger können gemeinsam
eine Präventionsfachkraft bestellen. Der kirchliche
Rechtsträger setzt den Präventionsbeauftragten der

Erzdiözese über die Ernennung schriftlich in Kennt-
nis. 

2. Als Präventionsfachkraft kommen Personen in Frage,
die eine pädagogische, psychologische oder berateri-
sche Ausbildung bzw. Zusatzqualifikation abge-
schlossen haben.

3. Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme
zur Präventionsfachkraft ist verpflichtend. Während
der Tätigkeit lädt der Präventionsbeauftragte, in Zu-
sammenarbeit mit Spitzen- bzw. Dachverbänden, zu
Austauschtreffen und kollegialer Beratung ein. Der
Rechtsträger trägt Sorge dafür, dass die Präventions-
fachkraft im angemessenen und erforderlichen Rah-
men an den Treffen teilnimmt.

4. Die Präventionsfachkraft übernimmt folgende Auf-
gaben:
• kennt die Verfahrenswege bei Verdachtsmeldun-

gen sowie interne und externe Beratungsstellen
und kann Mitarbeitende und ehrenamtlich Täti-
ge darüber informieren;

• fungiert als Ansprechpartner für Mitarbeitende
sowie ehrenamtlich Tätige bei allen Fragen zur
Prävention gegen sexualisierte Gewalt;

• unterstützt den Rechtsträger bei der Erstellung
und Umsetzung der institutionellen Schutz-
konzepte; 

• bemüht sich um die Platzierung des Themas in
den Strukturen und Gremien des Rechtsträgers;

• berät bei Planung, Organisation und Durch-
führung von Präventionsprojekten und Maß-
nahmen für Minderjährige und schutz- oder hil-
febedürftige Erwachsene aus Sicht der Prävention
gegen sexualisierte Gewalt; 

• trägt mit Sorge dafür, dass bei Angeboten und
Maßnahmen für Minderjährige und schutz- oder
hilfebedürftige Erwachsene qualifizierte Personen
zum Einsatz kommen;

• benennt aus präventionspraktischer Perspektive
Fort- und Weiterbildungsbedarf;

• ist Kontaktperson vor Ort für den Präventions-
beauftragten der Erzdiözese. 

5. Die Durchführung der unter VI. Ausführungsbe-
stimmungen zu § 9 PrävO genannten Intensiv- und
Basisschulungen kann zum Aufgabenbereich gehö-
ren, wenn die benannte Person an einer diözesanen
Ausbildung zum Schulungsreferenten im Bereich
Prävention von sexualisierter Gewalt teilgenommen
hat oder eine gleichwertige Ausbildung vorweisen
kann.

VIII. Inkrafttreten

Diese Ausführungsbestimmungen treten zum 1. Mai
2014 in Kraft. Die Ausführungsbestimmungen zu §§ 5
bis 10 der Präventionsordnung in der bisher geltenden
Fassung (Amtsblatt des Erzbistums Köln 2012, Nr. 11)
treten zum gleichen Zeitpunkt außer Kraft.

Zur Post gegeben am 5. Mai 2014

Herausgegeben vom Erzbischöflichen Generalvikariat, Marzellenstraße 32, 50668 Köln
Verlag: LUTHE KG, Jakordenstraße 23, 50668 Köln – Druck: LUTHE Druck und Medienservice KG, Köln.

Bezugspreis jährlich 40,90 Euro, zzgl. ges. MwSt., Porto und Versandkosten


